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Sommerevents erregen Aufsehen. 
Jahreszeitgemäß machte die vom 

ver.di-Vorsitzenden Frank Bsirske ein-
geläutete ver.di-Urlaubswoche mit 
betrieblichen und öffentlichen Aktio
nen darauf aufmerksam, dass weder 
tarifliche Regelungen noch gesetzli-
cher Mindesturlaub eine Selbstver-
ständlichkeit sind, sondern von Ge-
werkschaften hart erkämpft wurden. 

Auch die Toraktion am 9. Juli vor 
dem DS Smith Packaging Standort 
Berlin hatte einen aktuellen Anlass: 
Group Chief Executive Miles Roberts 
besuchte das Verpackungswerk in 
Neukölln. DS Smith hatte im Juli ver-
gangenen Jahres die schwedische 
SCA Packaging-Sparte übernommen 
und stieg damit zum zweitgrößten 
Hersteller von Wellpappeerzeugnis-
sen in Europa auf. Der Besuch der 
Konzernspitze bot gute Gelegenheit, 

um auf die tariflose Situation der 
rund 100 Beschäftigten aufmerksam 
zu machen und zu unterstreichen, 
dass man es mit der Forderung nach 
Tarifbindung ernst meine. 

Anders als viele Betriebe der Pa-
ckaging Sparte in den übrigen Teilen 
der Republik, die per Tarifvertrag der 
»Papier, Pappe und Kunststoffe ver-
arbeitenden Industrie« tarifgebun-
den sind, gehört der Neuköllner Be-
trieb bislang nicht dazu. Die Beschäf-
tigten arbeiten länger und zu erheb-
lich schlechteren Konditionen. »Die 
Stundenlöhne sind wesentlich nied-
riger, Zuschläge – beispielsweise für 
Nachtarbeit – signifikant geringer«, 
erklärt Sebastian Drost, ver.di-Ge-
werkschaftssekretär mit dem Schwer
punkt Papierverarbeitung. »Weitaus 
weniger als im Tarifvertrag ausgewie-
sen gibt es außerdem bei der Jah-

ressonderzahlung.« Diese Ungleich-
behandlung innerhalb des Konzerns 
wollen die Beschäftigten des Berliner 
Betriebes nicht länger hinnehmen. 
Sie beschlossen, aktiv zu werden und 
zunächst mit dieser Toraktion auf 
sich aufmerksam zu machen. Wie 
Sebastian Drost berichtet, hat das 

gewirkt: »Bereits zwei Tage später 
erreichte uns die Bereitschaftserklä-
rung des Arbeitgebers zu Sondie-
rungsgesprächen. »Das ist ein Rie-
senerfolg«, freut sich Drost, der seit 
2009 für diesen Betrieb zuständig 
ist. Und auch darüber: »Die ver.di-
Aktiven im Betrieb haben den ge-

werkschaftlichen Organisationsgrad 
von knapp fünf Prozent auf über 40 
Prozent angehoben, bei weiter stei-
gender Tendenz.« 

»Der hohen Organisationsgrad 
und die Entschlossenheit der Kolle-
ginnen und Kollegen sind äußerst 
gute Voraussetzungen für die nun 
anstehenden Tarifverhandlungen«, 
schätzt ver.di-Verhandlungsführer 
Andreas Köhn ein. Die Sondierungs-
gespräche starten am 13. August. 

Mit »kultiviertem musikalischen 
Krawall« verschafften sich zum 

Ferienstart erneut hunderte Musik-
schullehrer auf dem Gendarmen-
markt Gehör. Sie protestierten gegen 
die neuen Senatsvorschriften für Ho-
norarverträge für die überwiegend 
als Freie beschäftigten Musikpäda-
gogen und damit ausgesprochene 
Kündigungen. Für hochqualifizierte 
Honorarkräfte verschlechtert sich die 
Situation mit den neu angebotenen 
Verträgen. Die Leistungsfähigkeit der 
Musikschulen und die Qualität des 
Unterrichts sind gefährdet. Der Se-
nat wurde über die Ferien hinweg 
zu »Hausaufgaben« aufgefordert 
(siehe Seite 2 und 11.) � B.E.

Im Schlauchboot auf dem Alex: ver.di-Vorsitzender Frank Bsirske (re.) und Rolf Wiegand vom Landesbezirksvorstand spielen 
sich den (Urlaubs-) Ball zu.� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de
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Alle Honorarkräfte der Berliner 
Musikschulen könnten schein-

selbständig sein! Zu diesem Ergebnis 
gelangte die Deutsche Rentenversi-
cherung 2010 nach Prüfung einer 
Musikschule in Berlin. Deshalb war 
der Berliner Senat in der Pflicht, eine 
Honorarordnung zu erarbeiten, die 
jeden Verdacht auf Scheinselbstän-
digkeit ausschließt. 

Dreh- und Angelpunkt des im 
Sommer in Kraft getretenen Senats-
beschlusses war die Regelung zur 
Honorarfortzahlung im Krankheits-
fall für arbeitnehmerähnliche Perso-
nen. Die ohnehin schlechte soziale 
Absicherung der Honorarkräfte, u.a. 
mit fehlendem Mutter- und Kündi-
gungsschutz, wurde auf noch dün-
neres Eis gestellt. Die Empörung der 
Honorarkräfte war – und ist – groß. 

Zwar bleibt es bei der Regelung 
zur Honorarfortzahlung im Krank-
heitsfall unter einer anderen Bezeich-
nung, dafür wurden aber andere 
grundlegende Arbeitsbedingungen 
verändert. Schwer wiegt die Ände-
rung der bisherigen Zahlung des Jah-
reshonorars in zwölf gleichen Teilen 
– jetzt verbunden mit einer Einzel-
stundenabrechnung in all ihren Un-
regelmäßigkeiten.

Zu den neuen Ausführungsvor-
schriften betont die Senatsverwal-
tung: Es wird keine Verschlechterung 
der Arbeitssituation der Honorarkräf-

te geben. Mit unseren Protesten – 
siehe auch den Bericht auf Seite 11 
– haben wir einiges verhindern kön-
nen, dennoch: Statt der bisher ge-
zahlten 39 Stunden pro Schüler im 
Jahr sind es jetzt – aufgrund der sich 
verschiebenden Ferienzeiten auf 
zehn Jahre hochgerechnet – nur 

noch gut 38 Stunden jährlich. Das 
ist eine indirekte Honorarsenkung! 
Die Tarifanpassung analog zur Tarif-
entwicklung im öffentlichen Dienst 
wird erst zum August des Folgejah-

res umgesetzt, also im schlechtesten 
Fall 19 Monate später! Dazu kommt 
ein bürokratischer Mehraufwand 
durch die Einzelabrechnung. Das sol-
len keine Verschlechterungen sein?

Sollen Institutionen vernünftig 
funktionieren, müssen sie entspre-
chend ausgestattet sein. In Berlin 

sind über 92 Prozent der Lehrkräfte 
an den kommunalen Musikschulen 
Honorarkräfte. Wichtige Angebote 
können somit aus statusrechtlichen 
Gründen nicht verlässlich erfüllt, 

oder schlimmer noch, gar nicht erst 
begonnen werden. Denn Honorar-
kräfte dürfen viele Arbeiten nicht 
ausführen, weil sie nicht in den Be-
trieb eingebunden sind.

Die Rahmenbedingungen für ein 
angemessenes Niveau der musikali-
schen Breiten- und Elitenbildung 
sind von der Politik zu schaffen. Mit 
den neuen Ausführungsvorschriften 
ist das allerdings nicht gegeben. Oh-
ne wesentlich mehr feste Stellen ist 
musikalische Bildung nicht in der er-
forderlichen Qualität zu vermitteln. 
Deshalb hat sich auch der Lan
desmusikrat Berlin – unter Beteili-
gung der Fachgruppe Musik bei ver.
di und der Berliner Lehrervertretung 
– in seinem Masterplan für die Ber-
liner Musikschulen der Forderung 
nach einer 80-prozentigen Ausstat-
tung mit festem Personal ange-
schlossen. Die verbleibenden Hono-
rarkräfte müssen in einem Tarifver-
trag abgesichert werden. 

Der Senat von Berlin verweigert 
sich dem allerdings unverändert und 
auf der ganzen Linie! Daraus folgt 
die prekäre soziale Situation der 
Lehrkräfte. Wir lehnen die neuen 
Ausführungsvorschriften ab, fordern 
mehr feste Stellen und einen Tarif-
vertrag für die arbeitnehmerähnli-
chen Honorarkräfte! Nur so können 
die Probleme der Musikschulen Ber-
lins dauerhaft gelöst werden.

Auf ein Wort
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Honorarkräfte 
baden aus,  

was der Senat 
schönredet

Lutz Fußangel,  Vorsitzender Fachgruppe Musik 
im ver.di-Landesbezirk Berlin-Brandenburg

Der Name das Autors ist ein Pseu-
donym, der Buchtitel entstammt 

dem Blutlied: »Wetzt die langen 
Messer an dem Bürgersteig, lasst die 
Messer flutschen in den Juden-
leib…«. Es ist kaum vorstellbar, dass 
dieser und ähnliche Texte (»Hurra, 
hurra, ein Nigger brennt…«) von Ju-
gendlichen hingebungsvoll gegrölt 
werden. Der Hitlergruß gehört dazu. 
Natürlich nicht öffentlich – auf Neo-
nazi-Konzerten an geheim gehalte-

nen Orten. Kuban, ein freier Journa-
list, hat 13 Jahre lang in dieser Szene 
anonym recherchiert und mit der ver-
steckten Knopflochkamera gefilmt. 
Alle politisch erschreckenden Aktio-
nen sind in dem umfangreichen Buch 
aufgelistet. Ein darauf basierender 
Film, der auf der Berlinale 2012 ge-
zeigt wurde, kam ohne Filmförde-
rung durch den selbstlosen Einsatz 
eines engagierten Teams unter der 
Regie von Peter Ohlendorf zustande.

Unzensierte Einblicke konnte der 
Autor nur gewinnen, indem er sich 
unerkannt eingeschleust hat. Sein 
Auftritt - einer der ihren zu sein - und 
die dazu gehörende Selbstverleug-
nung waren mit einer ständigen psy-
chischen Belastung verbunden. Un-
ter hilfreicher Ausnutzung moderner 
Medien, wie E-Mail-Zugängen, Info-
Telefonen u.ä., konnte er Kontakte 
aufbauen, Termine erfahren, Veran-
staltungen an den verschiedenen Or-
ten Europas auskundschaften und 
besuchen. Gruppen, die dort auftre-
ten, heißen Brutal Attac, Kraftschlag, 
Weiße Wölfe, Blutstahl, Race War … 

was für ihren Charakter steht. Noch 
interessanter sind Namen bejubelter 
Sänger: die der Rechtsanwälte Ham-
mer, Heinig, Hirsch, des Gitarristen 
Hilburger, damals Daimler-Betriebs-

rat und ehrenamtlicher Richter am 
Stuttgarter Arbeitsgericht. Die Lieb-
lingstitel werden auf CDs gepresst 
und sind Teil eines schwunghaften 
Handels mit Nazi-Devotionalien – ein 
Kissen mit Rudolf-Heß-Porträt für 
zehn Euro.

Die Konzerte vermitteln Gemein-
schaftsgefühl, sie geben mit Nazi
ideologie den Takt vor, nach dem sich 
große Jugendgruppen bewegen. 
Noch jugendgefährdender sind die 
von hier stammenden Schulhof-CDs! 

Der Autor beklagt sich mehrfach 
verbittert über mangelndes Medien-
Interesse und die folglich fehlenden 
Honorare, was die Weiterarbeit be-

hindert bis unmöglich gemacht ha-
be. Uns ist geläufig, wie schwierig 
die Arbeit freier Journalisten oft ist. 
Kuban ist sein Mut anzurechnen, mit 
dem er sich in der gewaltbereiten 
Szene über Jahre hinweg bewegt 
hat. Es gelang ihm beim Schreiben 
aber offenbar nicht, den Blick zu fo-
kussieren. Entgegen den erregenden 
Beobachtungen bei den Konzerten 
der »Rasse-Krieger« verzichtet er in 
der Folge leider nicht darauf, auch 
noch jede kleine Notiz aus seinem 
Laptop unterzubringen – über alles, 
was am Rande Berührung mit dem 
Thema haben könnte, wie Rocker, 
NPD und Rechtswesen. Damit verliert 
der Text zunehmend an Gewicht und 
Spannung. Der Verlag hätte ihm ra-
ten sollen, den Stoff zu straffen und 
auch auf wiederholtes Selbstmitleid 
zu verzichten. Weniger wäre im 
zweiten Teil deutlich mehr gewesen.

Annemarie Görne

Thomas Kuban: Blut muss fließen, under-
cover unter Nazis. Campus-Verlag Frankfurt/
Main 2012. 317 Seiten. 19,99 Euro ISBN 
973-3-593-39802-0

Buchtipp

Thomas Kuban

Blut muss fließen

Campus Verlag. 2012

Naziideologie gibt  

den Takt vor
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	� Vorwärtsverlag immer 
noch tariflos

Die Mitgliederzeitschrift der SPD 
braucht einen Tarifvertrag, for-

dert ver.di. Die traditionsreiche Ber-
liner vorwärts Verlagsgesellschaft 
mbH gibt den vorwärts, DEMO und 
blick nach rechts heraus und orga-
nisiert SPD-Events. Sie ist nicht tarif-
gebunden und zahlt an die rund 35 
Beschäftigten nicht mal einen Infla-
tionsausgleich. Das Geschäftsmodell 
politische Kommunikation dürfe 
nicht auf dem Rücken der Beschäf-
tigen ausgetragen werden, so Ge-
werkschaftssekretär Jörg Reichel.

	� Altersteilzeit bei 
Springer verhandelt

Über Altersteilzeit wird bei der 
Axel Springer AG verhandelt. Ein 

Tarifvertrag soll Verbesserungen ge-
genüber dem bisher betrieblich ver-
einbarten Rationalisierungsschutzab-
kommen bringen. In den Geltungs-
bereich hinein sollen auch alle Be-
schäftigten der Tochtergesellschaften 
– Ullstein GmbH, B.Z. Ullstein GmbH, 
Axel Springer Syndication GmbH, 
Computer Bild GmbH, ASMAS und 
S&I. ver.di fordert zehn statt bisher 
15 Jahre Betriebszugehörigkeit als 
Voraussetzung für Altersteilzeit  und 
eine Laufzeit von acht statt sechs 
Jahren. Die Arbeitgeberseite will, 
dass Teilzeitverhältnisse spätestens 
mit 64 enden.� Red

Kurzmeldungen

Sechs Prozent mehr Geld für Zeit-
schriftenredaktionen und Onli-

ner: Mit dieser Forderung geht die 
dju in ver.di in die Tarifrunde für et-
wa 8.000 Redakteurinnen und Re-
dakteure bei Zeitschriften. Erstmals 
soll das auch für die bei Online- und 
Tablet-Publikationen der Verlage ar-
beitenden festangestellten Journa-
listinnen und Journalisten gelten. 

Mit Kündigung des Tarifvertrages 
zum 30. September wurde der Ver-
band Deutscher Zeitschriftenverle-
ger (VDZ) zu Tarifverhandlungen 
aufgefordert. »Auf der Gehaltsseite 

muss sich ordentlich was tun«, er-
klärt ver.di Verhandlungsführer Mat-
thias von Fintel. 

Durch wachsende Anforderungen 
und steigende Produktivität in den 

Redaktionen, aber auch wegen der 
zur Gesamtwirtschaft moderaten 
Gehaltsentwicklung der letzten Jah-
re, sei die von der dju geforderte Er-

höhung um sechs Prozent »ange-
messen und berechtigt«. Mit dieser 
Gehaltsrunde müsse endlich die zu-
nehmende Zahl der Redakteurinnen 
und Redakteure in den Online-Berei-
chen einbezogen werden. Die Ver-
leger könnten nicht mehr erklären, 
warum sie diese vom Tarifvertrag 
ausschließen. »Gleichzeitig sollten 
die Zeitschriftenverleger tunlichst 
keine Hand an die Basis-Regelungen 
im Manteltarifvertrag legen, da gibt 
es bei der dju keine Bereitschaft, Ab-
striche zu akzeptieren«, erklärt von 
Fintel.� Red

Der gekündigte Manteltarifvertrag 
für 14.000 Redakteurinnen und 

Redakteure Mitte Juni durch den 
Bundesverband Deutscher Zeitungs-
verleger (BDZV) lässt die Tarifausein
andersetzung für die Tageszeitungs-
redaktionen eskalieren. »Die Verle-
ger verweigern ein Angebot für Ge-
hälter und Honorare. Sie fordern uns 
stattdessen auf, Vorschläge zu Ver-
schlechterungen unserer eigenen Ta-
rifverträge zu machen – das ist skur-
ril!«, sagte der stellvertretende ver.
di-Vorsitzende Frank Werneke am 
Ende der ersten ergebnislosen Run-
de der Tarifverhandlungen am 19. 
Juli. Der BDZV will regional unter-

schiedliche Gehälter einführen und 
damit Verlage von der allgemeinen 
Tarifentwicklung abhängen. Außer-
dem wollen die Arbeitgeber durch 
spätere Stufensteigerungen und die 
Streichung einzelner Stufen in der 
Gehaltsstruktur die Einkommen ver-
schlechtern. »Wir haben eine Forde-
rung nach 5,5 Prozent mehr Geld für 
Festangestellte und Freie gleicherma-
ßen aufgestellt«, so Werneke. Zu-
dem sollen Tarifverträge auch für 
Journalistinnen und Journalisten gel-
ten, die überwiegend für Onlinesei-
ten oder auf Mobilgeräten verbrei-
tete Publikationen der Zeitungsver-
lage arbeiten. Der vom Verlegerver-

band geforderten weiteren Strei-
chung von Urlaubstagen und der 
Kürzung von Urlaubsgeld und tarif-
licher Jahresleistungen erteilte er ei-
ne Absage. Die Verleger zeigen of-

fenbar wenig Anerkennung für die 
Leistungen der Journalistinnen und 
Journalisten und setzen auf Angriff, 
konstatiert ver.di. Die nächste Runde 
der Tarifverhandlungen findet am 23. 
August 2013 statt.� Red

Sechs Prozent sind angemessen
Zeitschriftenredaktionen und Onliner gleichstellen

Absage an Verschlechterungen
5,5 Prozent mehr für Zeitungsredaktionen gefordert

Keine Bereitschaft, 

Abstriche zu akzeptieren

Tarifverträge auch für 

Online-Journalisten
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Wir brauchen gute Tarifverträge! 

Entschlossene Kolleginnen und Kollegen wie hier zur Toraktion vorm Berliner Werk des Wellpappenherstellers DS Smith Packaging (siehe 
auch Seite 1) sind gute Voraussetzung für anstehende Tarifverhandlungen in vielen Bereichen. 
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B l i c k p u n k t

Cornelson:  
Radikaler Umbau

Vom angedrohten Personalabbau 
bei der Cornelsen Schulverlage 
GmbH sind 260 der bisher 980 Ar­
beitsplätze betroffen, also mehr als 
ein Viertel der Belegschaft. Radikal 
soll der 1946 in Berlin gegründete 
Verlag umgebaut werden. Etwa 170 
Beschäftigte haben Aufhebungsver­
einbarungen unterschrieben, darü­
ber hinaus sollen 30 bis 40 Kündi­
gungen erfolgen. 
Der Betriebsrat hat einen Sozialplan 
abgeschlossen, der auch Abfindungs­
regelungen enthält. »Allerdings bie­
ten die über die Bezugsdauer von 
Arbeitslosengeld hinaus kaum eine 
Perspektive«, schätzt Jörg Reichel 
von ver.di ein. Ein goldener Hand­
schlag oder Möglichkeiten wie die 
Gründung einer Transfergesellschaft 
würden vom Unternehmen nicht an­
geboten. 
Das sei besonders für hochspeziali­
sierte Beschäftigte im Alter über 50 
existenziell bedrohlich, kritisiert der 
Gewerkschafter. Das Unternehmen 
schreibe schwarze Zahlen, habe aber 
offenbar im Vergleich zu Mitbewer­
bern den Einstieg ins Digitalzeitalter 
verschlafen und reagiere jetzt mit 
Umstrukturierungen auf Kosten der 
Beschäftigten, »die beispiellos in der 
Berlin-Brandenburgischen Verlags­
branche sind«.� RED

Kurzmeldungen

	� Tarifeinigung  
bei DRadio

Kernpunkte der im Sommer erziel-
ten Tarifeinigung beim Deutsch-

landradio: 31 Tage Urlaub für alle 
Festangestellten, rückwirkend zum 
1.4. Vergütungszuwachs von 2,65 
Prozent, ab 1.4.2014 weitere 2,95 
Prozent – auch für Azubis, Volontä-
re und Trainees –, Anhebung des Fa-
milienzuschlags auf 114 Euro 2013 
und 117 Euro 2014. Freie erhalten 
eine Einmalzahlung von 317 Euro für 
die Monate April bis Juni 2013, da-
nach 2,65 Prozent mehr und ab 
1.4.2014 plus 2,95 Prozent. Veran-
kert wurde eine erste Stufe einer Al-
tersteilzeit-Nachfolgeregelung. 

	�� Springer-Deal  
mit Folgen

Als »großen Zeitungs-Deal, des-
sen Folgen für die Beschäftigten 

in den Verlagen und Redaktionen 
noch gar nicht absehbar sind«, sieht 
ver.di-Vize Frank Werneke den Ende 
Juli öffentlich gemachten Verkauf 
der Springer-Regionalzeitungen und 
-Publikumszeitschriften an die Funke 
Mediengruppe. In der Hauptstadt di-
rekt betroffen sind die »Berliner Mor-
genpost«, die komplett an Funke ge-
hen soll, aber erst aus der Springer-
Gemeinschaftsredaktion entflochten 
werden muss, sowie die Redaktionen 
von »Bild« und B.Z., die wiederum 
zusammengelegt werden sollen. Die 
Beschäftigten der Titel laufen laut 
Werneke große Gefahr, dass sich ih-
re Arbeitsbedingungen rasch ver-
schlechtern.

	�� MOZ-Rotation: 
Volle Jahresleistung 

Besetzungsregeln, Arbeitsplätze 
und die volle Jahresleistung sind 

mit der Anfang Juli unterzeichneten 
Vereinbarung zwischen ver.di und 
der Geschäftsleitung der Märkischen 
Oderzeitung zur Inbetriebnahme der 
Rotationsdruckmaschine aus Wein-
garten in Frankfurt (Oder) 2014 ge-
sichert. Dabei wurde für die Beschäf-
tigten der Rotation eine wöchentli-
che Arbeitszeit von 31,5 Stunden 
vereinbart. Jahresleistung und ver-
mögenswirksame Leistungen wer-
den auf Basis der tariflichen Arbeits-
leistung von 38 Stunden gezahlt, zu-
sätzliches Urlaubsgeld auf tatsächlich 
geleistete Arbeitszeit. Diese Regelun-
gen gelten auch für die Beschäftig-
ten bei Versand, Druckformherstel-
lung und Instandhaltung. 

	�� Verhandlungsstart  
bei AFP

Am 18. Juli starteten die Tarifver-
handlungen bei der Agence 

France Presse AFP. Der Gehaltstarif-
vertrag von 2011 wurde fristgemäß 
zum Juni 2013 gekündigt. Verhan-
delt wird über eine lineare Erhöhung 
der Gehälter, eine neue Gehalts-
struktur und Änderungen am Man-
teltarifvertrag, der von der Ge-
schäftsleitung zum 31. Dezember 
2013 gekündigt wurde. 

Um für die Beschäftigten kurzfris-
tig Verbesserungen zu erreichen, hat 
die Tarifkommission vom Ablauf des 
Gehaltstarifvertrages bis Ende 2013 
eine Einmalzahlung in Höhe von 600 
Euro (berechnet auf eine Vollzeitstel-
le) vorgeschlagen. Die Geschäftslei-
tung versicherte, binnen eines Mo-
nats dazu Stellung zu nehmen.

Mit ihr, so sagen Mitstreiterinnen 
und Weggefährten, geht eine 

Ära zu Ende: Mitte Mai hat sich Con-
stanze Lindemann offiziell aus dem 
Vorstand des Landesfachbereichs Me
dien, Kunst und Industrie verabschie-
det. »Es ist an der Zeit, die Jugend 
ranzulassen«, fand Lindemann zur 
Überraschungs-Verabschiedungsparty 
in der MedienGalerie, dem Traditions
haus der Drucker, das sie mit am – 
gewerkschaftlichen – Leben hält und 
für dessen Ausstellungen sie feder-
führend verantwortlich zeichnet. Die 
Vorsitzende geht, doch sie bleibt als 
Mitglied des Fachgruppenvorstands 
Verlage, Druck und Papier der Ge-
werkschaftsarbeit erhalten. Sie könn-
te auch gar nicht anders, meint sie. 

Viele Steine hat sie in mehr als zwei 
Jahrzehnten ehrenamtlichen gewerk
schaftlichen Engagements bei der IG 
Medien, danach bei ver.di und zuvor 

auch als Betriebsrätin in der mittel-
ständischen Druckindustrie ins Rollen 
gebracht – unbeirrbar in ihrer Idee, 
streitbar in ihren Meinungen und 
konsequent im Handeln. Zuletzt 
machte der von ihr initiierte Be-

schluss des Landesfachbereichsvor-
stands 8 von sich reden, in dem der 
von Verteidigungsminister Thomas 
de Maizière und DGB-Chef Michael 
Sommer angestrebten engeren Zu-
sammenarbeit zwischen Bundeswehr 
und Gewerkschaften vehement wi-
dersprochen wurde (siehe Sprach-
rohr 2/13).

»Gelernt zu kämpfen habe ich im-
mer – ob in der Studentenrevolte, 
bei Tarifauseinandersetzungen, beim 
Einsatz für Azubis oder vielen ge-
werkschaftlichen Aktionen. Ich neh-

me viel mit aus der Zeit, die wir mit-
einander hatten, auch wenn wir ab 
und an kontroverser Ansicht wa-
ren«, bedankte sich Constanze bei 
Weggefährten, Kolleginnen und 
Freunden. Die wiederum dankten ihr 
für jahrzehntelanges ehrenamtliches 
Engagement, das nicht nach Zeit 
oder Geld fragte, dankten für Ermu-
tigung und Beistand. 

Jetzt freut sich Constanze auf Ver-
änderung in ihrem Leben, auch auf 
mehr Zeit für sich. Sprachrohr 
wünscht dazu alles Gute!�  B.E.

Sie brachte Steine ins Rollen
Ade: Constanze Lindemann verabschiedet sich als Vorsitzende des FB 8

Ich habe gelernt  

zu kämpfen

Karin Wagner (Mitte) und viele Weggefährten dankten Constanze Lindemann�
� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de
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eAn den Tag der Bücherverbren-

nung erinnerten der VS Berlin und 
Brandenburg mit Lesung und Rap 
am 10. Mai im dichtgefüllten Li-
teraturforum des Brecht-Hauses. 
1933 wurden auf dem Berliner 
Opernplatz dem Nationalsozialis-
mus suspekte Bücher verbrannt. 
Ingeborg Arlt, Carmen Winter, 
Jutta Rosenkranz und Dorle Gelb-
haar lasen aus ihren Werken und 
brachten Gedichte Else Lasker-
Schülers, Erich Kästners und Ma-
scha Kalekos sowie einen Text von 
Irmgard Keun zu Gehör.

Lesung zum Jahrestag der Bücherverbrennung 1933

betriebs der ERT. Das vom Gewerk-
schaftsverband in der Medienbran-
che POSPERT angerufene Höchste 
Verwaltungsgericht bestätigte zwar 
das Recht, die ERT aufzulösen, for-
derte die Regierung aber auf, bis zur 
Bildung der geplanten Nachfolgean-
stalt NERIT den Sendebetrieb mit 

einer Übergangslösung aufrechtzu-
erhalten. Die Ausstrahlung von 
»Konserven« hatte das Gericht damit 
sicher nicht gemeint. 

Wie ein echtes öffentlich-rechtli-
ches Fernsehen aussehen könnte, 
zeigen ehemalige Angestellte der 
ERT. Sie senden seit 12. Juni aus der 
besetzten Zentrale der ERT in Athen 
rund um die Uhr über Internet ein 
vollwertiges Informations- und Un-
terhaltungsprogramm. 

Heike Schrader, Athen

in sozialen Auseinandersetzungen 
erprobte Griechenland außerordent-
liche Solidaritätswelle. Noch am Tag 
der Schließung versammelten sich 
Tausende auf dem Gelände der ERT, 
wenig später forderten beim Gene-
ralstreik zehntausende Demonstran-
ten die Wiederaufnahme des Sende

Öffentliches Fernsehen nennt es 
die Regierung, als Angebliches 

Fernsehen bezeichnet es der Volks-
mund. Seit dem 10. Juli sendet Grie-
chenlands temporäre öffentlich 
rechtliche Medienanstalt ohne Per-
sonal und Lizenz aus einem Studio 
eines privaten Fernsehsenders in 
Athen. Ausgestrahlt werden alte Fil-
me. Irgendwann im August soll es 
auch Nachrichtensendungen geben, 
so der zuständige Minister Pandelis 
Kapsis. Die tatsächliche öffentlich- 
rechtlichen Medienanstalt des Lan-
des, ERT, hatte die griechische Re-
gierung einen Monat zuvor dicht ge-
macht. Mit einem Regierungserlass 
wurden in der Nacht zum 12. Juni die 
Frequenzen der drei landesweiten 
Fernsehsender und 28 regionalen, 
nationalen und internationalen Rund
funkstationen gesperrt. Gleichzeitig 
verloren etwa 2.700 Angestellte der 
ERT Arbeit und Lebensunterhalt. Die 
von vielen Menschen als »putsch
artig« empfundene Abschaltung der 
einzigen von Kapitalinteressen un-
abhängigen Rundfunk- und Fernseh-
sender erzeugte spontan eine für das 

jeder müsse einen persönlichen Ar-
beitsvertrag aushandeln, die Löhne 
seien erheblich gesunken. Ein »von 
Menschen gemachter Tsunami« ha-
be die Bevölkerung Südeuropas ge-
troffen, berichtete die Journalistin 
Evridike: »Sozialwohnungen gibt es 
in Griechenland nicht mehr, Kinder-
geld ebenso wenig und ›Aufstocken‹ 
ist unbekannt. Die Jugendarbeitslo-
sigkeit liegt inzwischen bei 62 Pro-
zent.« Nun drohe durch die Enteig-
nung von Bankeinlagen in Zypern 
weitere Belastung. Der europäische 
Währungsfonds und die deutsche 
Kanzlerin sollten sich nicht wundern, 
wenn »ihre Spardiktate als Bume-
rang zu ihnen selbst« zurückkämen.

Nikos, Grundschullehrer, schilder-
te Katastrophales im Bildungssektor. 
Die öffentlichen Ausgaben dafür sei-
en permanent zurückgeschraubt 
worden. Vielerorts würden Schulen 
nicht beheizt, Lehrer in entlegenen 
Gebieten dürften bei Militäreinhei-
ten gratis essen, um überhaupt ver-

sorgt zu sein, und 500.000 Kinder 
lebten unter der Armutsgrenze. Die 
Zahl der Lehrkräfte sinke, den ver-
bleibenden wurde die Arbeitszeit ge-
rade um zwei Wochenstunden er-
höht... 

Eine Ärztin und ein Arzt einer 
selbstverwalteten Praxis in Saloniki 
berichteten von ihrer Initiative, Men-
schen in Not Hilfe zu leisten, die nicht 
mehr krankenversichert sind. Selbst-
hilfegruppen und Selbstverwaltung 
gebe es zunehmend auch in wirt-
schaftlichen Bereichen und bei der 
Daseinsvorsorge, weil sonst vielerorts 
gar nichts mehr liefe. 

Die griechischen Gäste stellten sich 
anschließend den Fragen deutscher 
Gewerkschaftskollegen und dankten 
für Solidarität und die Möglichkeit 
zur Berichterstattung. In den deut-
schen Medien, so die Journalistin Ev-
ridike, erfahre man vielfach nicht ein-
mal die halbe Wahrheit über die ge-
genwärtigen Verhältnisse in ihrem 
Heimatland. � neh

zum Gegenbesuch nach Deutschland 
eingeladen. Im Rahmen dieser Visite 
erläuterten Vertreter von Lehrer- und 
Metallarbeitergewerkschaften, Me-
dienschaffende sowie Ärzte einer 
selbstverwalteten Praxis aktuelle Ar-
beitsbedingen und die Lebenssitua-
tion ihrer Landsleute. 

Janis, Betriebsrat eines großen Me-
tallbetriebes, beklagte den erbar-
mungswürdigen Zustand der griechi-
schen Gewerkschaften. Nur sieben 
Prozent der Industriebeschäftigten 
seien noch Mitglied einer Gewerk-
schaft. Die Organisationen selbst sei-
en schwach, kämpften nicht mehr 
für Beschäftigteninteressen, sondern 
befolgten nur noch die Anweisun-
gen der Troika. Ab 15. Mai würden 
auch keine Tarifverträge mehr gelten, 

Unter dem Motto »Nein zum 
Spardiktat – Ja zu internationa-

ler Solidarität« organisierten Gewerk
schafter von IG Metall und ver.di am 
30. April eine Diskussionsveranstal-
tung mit Kolleginnen und Kollegen 
aus Griechenland. Gastgeber war der 
ver.di-Bezirk Berlin. In seiner Begrü-
ßung forderte ver.di-Bezirksgeschäfts
führer Roland Tremper die Renais-
sance der europäischen Idee, die 
nicht nur Frieden, sondern auch so-
ziale Sicherheit für alle Menschen in 
den EU-Ländern bringen möge. Die 
Politik der Troika, die den Menschen 
in Südeuropa die Lebensperspektive 
nähme, sie arm und arbeitslos ma-
che, werde nicht im Namen der deut-
schen Gewerkschaften betrieben. 
ver.di wolle ein »Europa der Völker, 
kein Europa der Konzerne«.

Die Veranstaltung wurde von 
Schauspieler und ver.di-Mitglied Rolf 
Becker moderiert. Er und andere 
deutsche Gewerkschaftskollegen hat
ten sich vor Monaten bei einem Grie-
chenland-Besuch mit den Lebensver-
hältnissen vor Ort vertraut gemacht, 
Gespräche geführt und Betriebe be-
sucht. Nun waren griechische Kolle-
ginnen und Kollegen aus Saloniki 

Warnung vor dem Bumerang 
Griechische Gewerkschaftskollegen bei ver.di in Berlin

Angebliches statt Öffentliches Fernsehen
Griechische Regierung schaltete landesweiten Rundfunk ab – 2.700 Beschäftigte ohne Job 

Katastrophales in  

vielen Bereichen
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Die gute Nachricht zuerst: Bei der 
Märkischen Verlags- und Druck-

gesellschaft (»Märkische Allgemei-
ne«) in Potsdam gibt es nach zähem 
Ringen des Betriebsrates nun eine 
Vereinbarung zur Qualifizierung der 
gekündigten Kolleginnen und Kolle-
gen. Die Einbeziehung einer Trans-
feragentur wurde vereinbart. Betrof-
fene – akut vor allem Druck-Helfer, 
die mit Anschaffung einer neuen Ro-
tation eingespart werden sollen – 
können diese unter Fortzahlung der 
Bezüge für Umschulungen oder Wei-
terbildungen nutzen. Der Arbeitge-
ber stellt dafür Mittel bereit, die 
Agentur für Arbeit ebenfalls.

Dem Kündigungsbegehren für 21 
Helfer/innen in der tariflosen, neu-
gegründeten Pressedruck Potsdam 
GmbH hat der Betriebsrat zudem wi-
dersprochen. »Das hängt auch mit 
den für die neue Rotation geplanten 
Maschinenbesetzungen zusammen, 
die wir als unzureichend erachten 
und nicht akzeptieren«, erklärt Be-
triebsratsvorsitzende Karin Wagner.

Was die Interessenvertretung künf
tig tun kann ist abhängig davon, ob 
in Potsdam ein »Gemeinschaftsbe-
trieb« weitergeführt wird. Denn auch 
die Umstrukturierung der Redaktion 
der »Märkischen Allgemeinen« (MAZ) 
schreitet voran. Die bisher 13 Lokal-
redaktionen, in denen 14 Lokalaus-
gaben produziert wurden, sollen be-
reits ab 1. September in vier Regional
verlagen zusammengelegt werden, 
die als Neugründungen tariflos sind. 

Der bisherige Standort Perleberg 
wird ganz geschlossen. Da in den 
MAZ-Regionalverlagen künftig nicht 
nur Redaktionelles, sondern auch 
Marketing, Anzeigen- und Vertriebs-
geschäft gebündelt werden sollen, 

gelte den Arbeitsbedingungen beson
deres Augenmerk, so der Betriebs
rat. Nach den Erfahrungen mit dem 
Newsdesk in Potsdam, wo unter »sub

optimalen« räumlichen und klimati-
schen Bedingungen gearbeitet wer-
den muss, sehe man etwa die ange-
kündigte Bildung weiterer Redak
tionsnewsdesks in den Regionalver-
lagen kritisch. Die Interessenvertre-
tung will auch für die von diesen Um
strukturierungen Betroffenen einen 
Sozialplan und Altersteilzeitregelun-
gen analog zum Druckerei-Outsour-
cing abschließen. Bislang ist für die 
Beschäftigten lediglich klar, dass ein 
Betriebsübergang nach § 613a er-
folgen soll und sie individuell für ein 
Jahr ihre Besitzstände mitnehmen. 
Was danach kommt, ist offen. Diese 

und weitere Existenzfragen wurden 
zuletzt auf einer Betriebsversammlung 
am 1. August in Potsdam debattiert. 
Es müsse sich »alles rechnen«, be-
tonte die Geschäftsführung. Neben 
Arbeitsbedingungen spielten auch 
Regelungen zu Urlaub, Gehalt, Ar
beitszeiten, Antrittsgebühren eine Rol-
le, die sich nach den Ausgründungen 
in tariffreie Räume dringend stellen. 
»Aus meiner Sicht ist es sinnvoll, wenn 
alle Beschäftigten gemeinsam vor-
gehen. Das würde den Druck erhö-
hen«, meint Karin Wagner. Auf zwei 
ver.di-Mitgliederversammlungen im 
August wird darüber beraten. �neh

B e r i c h t e

Filetieren à la Märkische
Nach der MAZ-Druckerei werden nun auch Lokalredaktionen ausgegründet

Suboptimales Arbeiten 

am Newsdesk

Die Geschäftsführung richtet an, der Betriebsrat dekoriert wahrheitsgetreu� Fotos: Gunar Wagner

sichtsrat, Belegschaftsvertreter fuh-
ren eigens nach Köln, um mit dem 
Aufsichtsrat zu sprechen, wurden 
aber nicht vorgelassen. Wegen einer 
Betriebsversammlung war die »Ber-
liner« am 28. Juni nur als reduzierte 
Ausgabe erschienen. Bisheriger Hö-
hepunkt: Ein Flashmob von Redak-
teurinnen und Redakteuren am 18. 
Juli vor den Beratungsräumen des 
Verwaltungsrates im Verlagshaus am 
Alex. Der geforderten 5-Minuten-
Anhörung stellte sich niemand, doch 
flatterten den Aufwieglern Abmah-
nungen ins Haus. Die Betriebsrats-
vorsitzende Renate Gensch und der 

Sprecher des Redaktionsausschusses 
Jan Thomsen wollen juristisch dage-
gen vorgehen.

Nach langer Verweigerung wird sich 
die Geschäftsführung Anfang August 
Vorschläge von Betriebrat und Be-
schäftigten wenigstens anhören. Um 
die Kündigungen zu verhindern, wä-
ren Kolleginnen und Kollegen etwa 
durch – zumindest befristete – Teil-
zeitarbeit bereit, Stellenanteile in der 
Redaktion freizumachen. Betriebsrats
chefin Renate Gensch kritisiert, dass 
Fluktuation durch Altersteilzeit sowie 
die Neuschaffung von acht Stellen 
im Online-Bereich nicht gegenge-
rechnet würden. Am 22. Juli tagte 
erstmals die Einigungsstelle, bei der 
es um einen Sozialplan für vom Per-
sonalabbau Betroffene geht. � neh

Die Kündigungswelle, die bereits 
bei diversen DuMont-Titeln im 

Berliner Verlag wütete, macht vor 
dem Flaggschiff »Berliner Zeitung« 
nicht halt. Nachdem das freiwillige 
Abfindungsmodell schon zu be-
trächtlicher Ausdünnung der Redak-
tion geführt hatte, wurden Ende Ju-
ni elf Beschäftigte gekündigt. Es gab 
keine vorherige Debatte von Alter-
nativen, wie das der Tarifvertrag vor-
schreibt. Deshalb will der Betriebrat 
klagen und widersprach den Kündi-
gungen. Auch sonst formierte sich 
Widerstand. Der Redaktionsausschuss 
wandte sich an Vorstand und Auf-

Flashmob gegen Kündigungen
Statt Diskussion gab es Abmahnungen im Berliner Verlag

Stadtmagazin 
tip verkauft

Am 19. Juli wurde der Verkauf 
des Stadtmagazins tip Berlin an 
die Raufeld-Verlag GmbH öf-
fentlich. Laut Geschäftsführung 
des Berliner Verlages soll er zum 
1. September erfolgen, alle Be-
schäftigten würden übernom-
men. Raufeld Medien ist lang-
jähriger Kooperationspartner 
des Berliner Verlages und liefert 
auch ganze Zeitungsseiten und 
Beilagen zu. Für Produktion 
und Layout des Stadtmagazins 
war Raufeld auch bereits zu-
ständig. Innerhalb des Berliner 
Verlages kooperierte der tip 
bislang jedoch mit Anzeigenab-
teilung und Vertrieb. Welche 
Folgen sich durch solche Ver-
flechtungen beim Herauslösen 
ergeben, ist noch unklar. � neh



s p r a c h r o h r 73 |  13

partizipativ wie er in einem solchen 
Haus, dessen Kernaufgabe öffent-
lich-rechtlicher Journalismus ist, sein 
könnte und sollte.

MS: Das Thema verfolgt uns seit 
zehn Jahren. Schon 2003 hat der da-
malige Personalrat berichtet, dass im 
neuen rbb ein Ton des Basta einge-
zogen sei. Diese Erfahrung wieder-
holt sich. Kürzlich mussten einige der 
freien Cutterinnen und Cutter Ho-
norareinbußen von jährlich 1.500 bis 
3.000 Euro hinnehmen. Als sie dar-
über reden wollten, hörten sie von 
der Geschäftsleitung, dass diese Aus-
legung des Tarifvertrags das letzte 
Wort sei.  

Wo gab es Verbesserungen?
GR: Beim Gesundheitsschutz zum 

Beispiel, gerade auch für den 
Schichtdienst, hat ein Umdenken 
eingesetzt, das haben wir per Eini-
gungsstelle durchgesetzt. 

MS: Wir haben durch das Aushan-
deln von Dienstvereinbarungen vie-
le Verbesserungen erreicht: angefan-
gen von der Dienstplangestaltung 
bei Inforadio über die Mitarbeiterge-
spräche zur Integration behinderter 
Menschen bis zum Umgang mit 
Langzeiterkrankten, um nur einiges 
zu nennen. 

Wird angemessen vergütet?
MS: Wir haben enorme Probleme, 

mit der Geschäftsleitung zu einer ge-
meinsamen, tarifkonformen Bewer-
tung von Tätigkeiten zu kommen – 
das gilt ganz unabhängig von den 
Standorten – und besonders für Be-
rufsbilder, die sich durch die Digita-
lisierung geändert haben. 

Am 1. Mai 2003 wurde der rbb 
gegründet, am 8. Juni 2013 rich-
tete der Sender ein großes Fest 
für die Zuschauerinnen und Zu-
hörer aus. Der Personalrat vertritt 
derzeit ca. 1.900 Beschäftigte. 
Weitere rund 1.300 arbeitneh-
merähnliche Freie sind für den 
Sender tätig, für die der Perso-
nalrat bisher nicht zuständig sein 
darf. Im Gespräch erörterten 
Gudrun Reuschel und Matthias 
Schirmer, beide für ver.di im Vor-
stand des rbb-Personalrats, in-
wieweit der 10. Geburtstag An-
lass zum Feiern bot.

Bestand Grund zum Feiern?
GR: Ja und Nein. Unsere Festen 

und Freien produzieren mit viel En-
gagement täglich sechs Radiopro-
gramme, ein eigenes Fernsehpro-
gramm, Online- und ARD-Beiträge. 
Laut Mediaanalyse gibt es Zuwächse 
bei den Hörerzahlen. Und es ist ein 
Erfolg, dass sich der rbb finanziell 
konsolidiert hat. Das ist den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern zu ver-
danken und Grund zum Feiern. Die 
Beschäftigten haben aber seit der 
Fusion einen hohen Preis bezahlt mit 
Arbeitsverdichtung, Umstrukturie-
rungen, dem Abbau von ca. 300 fes-
ten Stellen bei gleichzeitigem 
Höchststand von Zeitverträgen. Die 
letzten zehn Jahre haben allen sehr 
viel abverlangt. 

MS: Wir müssen glaubwürdig sein 
und journalistisch sowie technisch 
höchste Qualität liefern. Digitalisie-
rung und der Aufbau von Online-
Strukturen ohne zusätzliches Perso-
nal bedeuten eine Mehrbelastung. 
Das ist alles gleichzeitig passiert: 
neue Strukturen, Arbeitsplatzabbau, 
Programmreformen und die Verar-
beitung der Fusion. Das geht nicht 
ohne Konflikte! In Bereichen, wo 
massiv umstrukturiert wird, haben 
wir die größten Probleme beim Mit-
einander von Vorgesetzten und Be-
schäftigten. Deshalb setzen wir ne-
ben dem Gesundheits- und Arbeits-
schutz verstärkt auf Konfliktbewäl-
tigung.

Die Belastungen haben sich ver-
mehrt?

GR: Laut einer Umfrage liegen den 
Beschäftigten eine bessere Führungs-
kultur und das Betriebsklima beson-
ders am Herzen. Aus Sicht des Per-
sonalrats gibt es zuviel Hierarchie, die 
Führungskräfte hinterfragen zu we-
nig. Es gibt keine Fehlerdebatte – 
was dringend nötig wäre! Auch eine 
externe Beraterin kam zu dem 
Schluss: Der Führungsstil ist nicht so 

B e r i c h t e

GR: In der anstehenden Runde der 
Tarifverhandlungen sollten nach 
zehn Jahren rbb die Leistungen der 
Beschäftigten mehr honoriert wer-
den. Nach moderaten Tarifabschlüs-
sen und hohen Sparvorgaben steht 
der Sender jetzt recht gut da. Davon 
sollten auch die Beschäftigten pro-
fitieren, zumal die Bezüge der Ge-
schäftsleitung auch gestiegen sind. 

Bestehen noch Chancen, dass der 
Personalrat künftig auch die Frei-
en vertreten kann?

GR: Wir setzen uns seit geraumer 
Zeit dafür ein, dass mit der Änderung 
des Staatsvertrags für den rbb die 
Freien durch den Personalrat vertre-
ten werden können und ihnen ver-
briefte Rechte zugestanden werden. 
In diversen ARD-Anstalten ist das 
längst der Fall. Die Grünen haben 
vor der Sommerpause noch einen 

entsprechenden Antrag eingebracht. 
Die Angelegenheit ist an den Me-
dienausschuss des Abgeordneten-
hauses verwiesen worden. Wir ge-
hen davon aus, dass dort noch ein-
mal vehement über Mitbestim-
mungsrechte und eine gleichberech-
tigte Vertretung von Freien diskutiert 
wird. 

MS: Sehr viele Gespräche fanden 
hinter verschlossenen Türen in engs-
ten Zirkeln statt, wir Personalräte 
wurden – anders als die Geschäfts-
leitung – von den Staats- und Senats
kanzleien nicht gefragt. Wir haben 
uns trotzdem zu Wort gemeldet. Die 
freien Beschäftigten und wir wurden 
intern nicht rechtzeitig auf den Stand 
gebracht oder über die Haltung der 
Geschäftsleitung umfassend infor-
miert. Die Vorzeichen sind im Mo-
ment nicht günstig, aber wir geben 
nicht auf. �Interview: Ute C. Bauer 

Basta-Kultur noch nicht überwunden
Der rbb-Personalrat sieht nach zehn Jahren noch viele offene Baustellen 

Gudrun Reuschel, Matthias Schirmer
� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de
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Der Machtantritt der Nazis vor 80 Jah-
ren und seine zerstörerischen Folgen 

sind 2013 zentrales Thema der Haupt-
stadt. Eine Vielzahl von Projekten setzt 
sich mit Alltag und Schicksalen jener Jah-
re auseinander, entreißt sie dem Verges-
sen (siehe bereits Sprachrohr 2/2013). 

Im Stadtbild erin-
nern temporäre Lit-
faßsäulen an die 
Verfolgten. Auch 
dem von den Nazis 
ermordeten Schau-
spieler und Ge-
werkschafter Hans 
Otto – dessen Na-

men beispielsweise das Potsdamer The-
ater trägt – gilt die Erinnerung. 

Die Theaterwissenschaftlerin und  
ver.di-Seniorin Gudrun Höger beschäf-
tigt sich seit Jahrzehnten mit Hans Otto. 
Anlässlich eines Vortrages vor Studie-
renden des Instituts für Schauspiel 
»Hans Otto« in Leipzig – gemeinsam 
mit Gisela Axnick, der Nichte Hans Ot-
tos – wurde Höger zu erneuten Nach-

forschungen angeregt und entdeckte 
bislang unveröffentlichte Dokumente. 
Sie schreibt:

Ein langer Brief der Studentin Lou 
Strenger erreichte mich, nachdem wir 
vor den Studierenden über den Namens-
geber ihres Instituts gesprochen hatten. 
Sie hatte viele Fragen, so, ob es außer 
den Aussagen der Kollegen Hans Ottos 
auch Äußerungen von ihm gäbe, Briefe, 
Tagebücher, etc. Das war für mich An-
sporn, mich in Archiven auf die Suche 
zu begeben. Und ich wurde fündig! Für 
bedeutsam halte ich den Brief, in dem 
Otto als Obmann der »Genossenschaft 
Deutscher Bühnenangehörigen« (GDBA) 
an den Intendanten des Staatlichen 
Schauspielhauses Ernst Legal schrieb, 
und der hier erstmals veröffentlicht wird. 
Darin fordert er Legal auf, vor Abgeord-
neten des Preußischen Landtages und 
der Stadtverordnetenversammlung »das 
Wort für die Erhaltung des Schillerthe-
aters zu ergreifen«. Wir haben damit 
eines der wenigen Zeugnisse seiner 
praktischen Gewerkschaftsarbeit in der 

Hand. Darüber hinaus hört sich der 
Sachverhalt – Schließung des Schiller-
theaters als Staatsbühne – aktuell an.

Aus dem Archiv von Margrit Lenk – 
die 1961 ihre Diplomarbeit zu Otto 
schrieb – bekam ich einen handschrift-
lichen Brief Hans Ottos, der hier eben-
falls erstmalig veröffentlicht wird. Beim 
Generalintendanten des Reußischen 
Theaters Gera, Walter Bruno Iltz, mahn-
te Otto den zugesagten Unterricht in 
Sprechtechnik an, anderenfalls werde er 
seinen Vertrag um ein Jahr kürzen. Ein 
Beispiel dafür, dass er auf Vertragstreue 
bestand – hier für sich selbst, als Ge-
werkschafter auch für seine Kollegen.

Schwer ist die Frage zu beantworten, 
weshalb Hans Otto nach seiner Kün-

digung 1933 nicht die Angebote ande-
rer Theater aus Prag, Wien oder Zürich 
annahm. Mit ihm wurden alle Künstler 
sozialistischer Gesinnung oder jüdischer 
Abstimmung entlassen. Freunden ge-
genüber äußerte Otto: »Gefährdet sind 
wir jetzt alle. Gerade jetzt ist jeder ein-
zelne wichtig, unersetzlich.«

Hans Otto beginnt das Leben eines 
Illegalen, entwirft Flugblätter gegen Kul-
turbarbarei. »Er hielt es für wichtiger, in 
Deutschland zu bleiben und die Nazis 
zu bekämpfen«, sagte Gerhard Hinze, 
Schauspielerkollege und späterer Zellen-
genosse. Die Arbeit der Gruppe wurde 
verraten, Hans Otto am 13. November 
1933 von der SA verhaftet und von der 
Gestapo unter Folter verhört. Acht Tage 

Themenjahr »Zerstörte Vielfalt – Berlin 1933-1938« 

Hans Otto – Schauspieler, 
Gewerkschafter, Naziopfer

Blickfang und Erinnerung – temporäre Litfaßsäulen� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Was heute noch erinnert

•	� Büste von Peter Kern im Foyer des 
Hans-Otto-Theaters

•	� Straße im Berliner Prenzlauer Berg
•	� Stolperstein vorm Wohnhaus 

Hansastraße 5, Berlin-Tiergarten
•	� Gedenktafel am Geburtshaus in der 

Dresdner Frühlingstraße 12
•	� Grabmal auf dem Stahnsdorfer 

Friedhof
•	� Fotoschau im Berliner NS Doku­

mentationszentrum Topographie des 
Terrors

•	� Figur Otto Ulrichs in Klaus Manns 
Roman »Mephisto«, 1936

Hans Otto, dieser große Schauspieler, 
war bei seinen Kollegen sehr beliebt, so 
beliebt, dass selbst seine größten 
Widersacher ihn achten mussten.
Ernst Seyferheld, Ottos Garderobier
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Frau Lenk, 1961 haben Sie Ihre Dip-
lomarbeit über Hans Otto geschrie-
ben. Was war der Grund?

Margrit Lenk: Die Theaterhochschu-
le Leipzig bewarb sich um den Namen 
Hans Otto und vergab Arbeiten. Da mei-
ne Interessen auf theatergeschichtli-
chem Gebiet lagen, bewarb ich mich 
um das Thema »Hans Otto – der Schau-
spieler«. Dieser Künstler wurde uns 
durch den Leiter der Theaterwissen-
schaftlichen Abteilung, Prof. Armin-
Gerd Kuckhoff – der mit Hans Otto auch 
familiär verbunden war – besonders na-
he gebracht.

Sie haben damals mit Persönlichkei-
ten korrespondiert, die Hans Otto 
aus ihrer gemeinsamen künstleri-
schen Arbeit kannten. Wurden Ihre 
Fragen beantwortet?

Lenk: Zu meiner Freude und zum Nut-
zen meiner Arbeit fanden sie Resonanz, 

z.B. bei Lothar Müthel oder Ottos »Ju-
lia«, der Schauspielkollegin Else Peter-
sen. Sie schrieb, dass er außer der Schau-
spielerei anderweitig interessiert, klug, 
sich weiterbildend und sehr ernst gewe-
sen sei. Im Ensemble sei er sehr geach-
tet gewesen und beim Publikum wohl 
ohne Ausnahme sehr beliebt. Ähnlich 
äußerte sich Schauspieler und Regisseur 
Arnold Marlét: »Es war nicht zu verhin-
dern, mit Hans Otto befreundet zu sein, 
nicht im Privatleben, aber von Individu-
um zu Individuum.« Aus Wien antwor-
tete mir Walter Frank: »Seine charakter-
liche Integrität wussten alle Kollegen zu 
schätzen… Sein schreckliches Ende war 
für mich und uns alle eine schwere Er-
schütterung.«

Sie konnten im Frühjahr 1961 noch 
direkt in Hamburg Gespräche führen?

Lenk: Ja, z.B. mit ehemaligen Mitglie-
dern von Arbeiterspielgruppen, mit de-

nen Hans Otto in seiner Hamburger Zeit 
zusammengearbeitet hatte. Auch mit 
dem Schauspieler und Intendanten 
Gustaf Gründgens, mit dem Otto in sei-
ner letzten Rolle, dem Kaiser in »Faust 
II«, auf der Bühne gestanden hatte. 
Gründgens sagte, dass Otto weniger 
durch komödiantische Virtuosität als 
vielmehr durch klare Durchdringung der 
Rolle beeindruckt habe. Schauspielkol-
leginnen muss er auch persönlich regel-
recht bezaubert haben.

Gab es auch Gespräche mit Zuschau-
ern, die Hans Otto noch auf der Büh-
ne erlebt hatten?

Lenk: Ja. Gymnastiklehrerin Gertrud 
Bauche erinnerte sich z.B. genau an 
Hans Otto als Anton Seiler in Leonhard 
Franks »Die Ursache«. Die letzte Szene 
bezeichnete sie als das Erschütterndste, 
was sie jemals im Theater erlebt hatte.

Interview: Gudrun Höger 

währten die Torturen. Hinze erlitt sie mit 
und schildert Ottos Hilfsbereitschaft. 
»Obwohl Hans selbst von tage- und 
nächtelangen Misshandlungen und Ver-
hören erschöpft war, ging er sofort da-

ran, Hilfe zu leisten. Ich werde nie ver-
gessen, wie er mir das Blut abwusch, 
Mut zusprach und seinen Humor nicht 
verlor, sondern sogar Scherzworte fand 
und behauptete, das sei eine unserer 

besten Rollen, die wir je gespielt hät-
ten.« 

Nach den Verhören wird Otto von 
seinen Peinigern aus dem Fens-

ter gestürzt, um einen Suizid vorzu-
täuschen. Am 24. November stirbt 
er mit gerade 33 Jahren im Berliner 
Staatskrankenhaus an den Folgen ei-
nes doppelten Schädelbruchs. Propa
gandaminister Joseph Goebbels ließ 
verbreiten, Hans Otto habe Selbst
mord begangen und verbot die Teil-
nahme am Begräbnis. So gingen nur 
wenige hinter seinem 
Sarge, beobachtet 
von der Gestapo.

Zurück zur wissbe-
gierigen Studentin, 
die sich wundert, wie 
»so ein makelloses 
Beispiel von Selbstlo-
sigkeit und Uner-
schütterlichkeit, von 
Kampfgeist und Treue, 
so wenig Anerkennung finden kann«. 
An uns ist es, das Andenken an dieses 
schöpferische und kämpferische Leben 
weiter zu geben. Nicht wenige tun das. 
So die Bewohner der Hans-Otto-Straße, 
die zu seinem Geburts- und Todestag 
Meetings veranstalten und Straßenschil-
der schmücken. Zuallererst aber die Fa-
milie seiner Nichte Gisela Axnick – ge-
borene Otto – Krankenschwester und 
aktives Mitglied einer ver.di Senioren-
gruppe.� Gudrun Höger 

Geachtet, beliebt und bezaubernd
Zu Hans Otto nachgefragt bei Margrit Lenk, Theaterwissenschaftlerin, langjährig am Hallenser 
Theater tätig, zuletzt am »neuen theater« unter Peter Sodann 

Literaturhinweise:

Margrit Lenk, Jutta Wardetz-
ky: »Hans Otto – Der Schau-
spieler«, Schriftenreihe zur 
Theaterwissenschaft, Hen-
schelverlag Berlin 1966

Curt Trepte, Jutta Wardetzky: 
»Hans Otto – Schauspieler 
und Revolutionär«, Henschel-
verlag Berlin 1970

Elisabeth Bergner: »Unor-
dentliche Erinnerungen«, 
Henschelverlag Berlin 1987

Veranstaltungen zum  
Themenjahr »Zerstörte Viel-
falt« siehe Seite 15

Zwei erstmals veröffentlichte Dokumente: Praktische Gewerkschaftsarbeit Hans Ottos 
in einem Brief an den Intendanten Ernst Legal (li) und in eigener Sache angemahnte 
Vertragstreue (re) beim Reußischen Theater� Quellennachweis Briefauszug: Archiv Akademie der Künste

Ihr Kollege Hans Otto wusste,  
gegen was er ankämpfte…  

Er ist ein Mann seltener Art, 
unkäuflich. Wo ist er?
Bertolt Brecht in einem  

offenen Brief an Heinrich George  

im Dezember 1933
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Ich erinnere mich noch, wie Wera 
und Claus Küchenmeister vor we-

nigen Jahren bei den Schreibenden 
Schülern zu Gast waren und von ih-
rer Zusammenarbeit mit Brecht er-
zählten. Wera erinnerte sich, dass sie 
ein Musikstück von Brecht bekam 
und dazu einen Text schreiben sollte. 
Es fiel ihr schwer. Es sei auch eine 
der schwierigsten Übungen beim 
Schreiben, sagte sie den Kindern und 
Jugendlichen, jüngsten Autoren, die 
vor ihr saßen. Natürlich erzählten sie 
auch von ihrer gemeinsamen Arbeit 
an Filmen wie »Sie nannten ihn Ami-
go«, »Die Rote Kapelle« und »Aus 
dem Leben eines Taugenichts«.

Wera Küchenmeister war Meister-
schülerin bei Brecht und Regieassis-
tentin am Berliner Ensemble, später 
Dramaturgin und Dozentin an der 
Babelsberger Filmhochschule. Sie ar-
beitete am Maxim-Gorki-Theater 
und im Ministerium für Kultur. Für 
die DEFA war sie ab 1975 Szenaris-
tin. Fast alle ihre Arbeiten, Bücher 
und Drehbücher für Filme sind ge-
meinsam mit ihrem Mann Claus ent-
standen. An Märchenfilmen wie 
»Der Meisterdieb« oder »Gevatter 
Tod« arbeitete sie mit Wolfgang 
Hübner zusammen.

»Wer möchte nicht im Leben blei-
ben« ist wohl das bekannteste Lied 

Im Leben bleiben – in Erinnerung bleiben
Wera Küchenmeister: 18. Oktober 1929 – 6. April 2013

Am 24. April 2013 wurde in der 
ver.di-Bundeszentrale zum neun

ten Mal ein ver.di-Literaturpreis ver-
geben. Ausgeschrieben für ein Kin-
der- oder Jugendbuch. Verliehen be-
kam den Preis der Berliner Michael 
Wildenhain für seinen Roman »Bluts-
brüder« (Ravensburger Verlag, 2011).

ver.di-Landesbezirksleiterin Susan-
ne Stumpenhusen bekannte sich neu
erlich zu dem einzigartigen Preis, an 
dem die Gewerkschaft unbedingt 
festhalten wolle. »Künstlerinnen und 
Künstler brauchen die Gewerkschaft«, 
erklärte sie angesichts der aktuellen 
Urheberrechtsdebatten, aber auch 
»die Gewerkschaft braucht die Künst-
ler«. Die Jury-Vorsitzende informier-
te, dass 46 Werke um den ver.di-Li-
teraturpreis 2012 konkurrierten. 
Doch habe man sich »schnell für den 
Jugendroman von Michael Wilden-
hain entschieden«. In der Laudatio 
erklärte Mit-Juror Michael-André Wer

ner, warum: Wildenhain habe »ein 
mitreißendes Buch geschrieben«. 
Dabei sei »Blutsbrüder« kein leichtes 
Werk. Es verknüpfe wichtige Themen, 
die nicht nur Jugendliche, sondern 
die gesamte Gesellschaft beschäftig-

ten. Was sich dem Leser zeige, stehe 
unter dem Thema Gewalt. Doch bie-
te sich eine vielschichtige Gemenge-
lage: »Es geht um Rassismus, junge 
Neonazis, Migration und Integration, 
um Arbeitslosigkeit und Alkoholis-
mus, um Probleme und Konflikte in 
der Familie. Hinzu kommen Freund-
schaft, das Erwachsenwerden mit all 
seinen Widrigkeiten, das Hin- und 
Hergerissensein in der Liebe...«

Davon, dass im Roman alles pa-
ckend und sehr jugendgemäß vor-
geführt wird, konnten sich die Gäste 
bei einer kurzen Lesung überzeugen. 
Nicht nur der Text, auch der Vortrag 
des Autors offenbarten, dass die Ge-
schichte unzweifelhaft gut gemacht 
ist, wie die Jury urteilte. Davon dürf-
ten auch junge Leute bei zahlreichen 
Schullesungen des Autors überzeugt 
worden sein. Erzählt werden vier 
Wochen vor Darius’ 18. Geburtstag. 
Der Hauptheld und seine Kumpels 
geraten in Berlin-Kreuzberg mit Neo-
nazis aneinander, er hat einen Kon-
flikt mit seinem besten Freund Hakan 
auszufechten, will bei seinem arbeits
losen, frust-trinkenden Vater auszie-
hen und trifft seine Ex-Freundin Rike 
wieder, die – in die rechte Szene ge-
raten – dort aussteigen will.

Monika Ehrhardt-Lakomy, Vize-
Vorsitzende des Berliner Verbandes 
der Schriftsteller (VS), überreichte 
den Preis. Damit war sie erstmals 
nicht nur für den Blumenstrauß, son-
dern auch für das Bare zuständig, 
wie sie in Vertretung von Horst Bo-
setzky frozzelte. Der ver.di-Literatur-
preis ist mit 5.000 Euro dotiert. Mi-
chael Wildenhain freute sich vor al-
lem, weil es sich um eine Ehrung 
»von Kolleginnen und Kollegen« 
handele. Er regte an, dem ver.di-Li-
teraturpreis zusätzliches Renommee 
zu geben, indem man ihn vom Lan-
desverband auf die Bundesebene 
verlagere. Der zehnte ver.di-Litera-
turpreis 2013 ist ausgeschrieben – im 
Genre Belletristik. � neh

Glücklich über »einzigartigen« Preis: Stumpenhusen, Wildenhain, Ehrhardt-La-
komy (v.l.n.r.)� Fotos: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Fachgruppe

L i t e r a t u r

Wera Küchenmeister: An Wassern still 
stehen� Foto: Klaus Morgenstern/Deutsche Fotothek

von Wera Küchenmeister. Vertont 
wurde es von Kurt Schwaen. In der 
Schule gelernt, kann ich es noch im-
mer singen. Leider hört man es nur 
noch selten. Wera Küchenmeister 
durfte 83 Jahre im Leben bleiben. 
Die Sonne und den Mond besehn, 
sich mit Winden umhertreiben und 
an Wassern still stehen. Nun hat sich 
ihr Lebensweg vollendet. Immer wie-
der können wir uns an sie erinnern, 
indem wir ihre Lieder singen und ih-
re Filme anschauen.�  C. Winter

Faszinierende Gemengelage
ver.di-Literaturpreis 2012 an Michael Wildenhain für »Blutsbrüder«

Lesenswert
Neuerscheinungen 
von VS-Mitgliedern

Jan Eik »Eine Menge Spaß« 30 Jahre 
Rundfunk der DDR, Kulturmaschinen 
 Verlag, ISBN 978-3-943977-09-7

Ruth Fruchtman »Krakowiak« 
Roman, Klak Verlag, ISBN 978-3-
943767-0

Petra Gabriel »Operation Gold« 
Kriminalroman, Jaron Verlag, ISBN 
978-3-89773-717-4

Heinrich von der Haar »Der 
Idealist«. Vom Aufbruch eines jun­
gen Münsterländers in Berlin. Ro­
man, Kulturmaschinen Verlag, ISBN 
978-3-943977-05-9

Ulrich Karger »Briefe von Kemal 
Kurt« – mit Kommentaren, Nachru­
fen und Rezensionen, Edition Ge­
genwind, ISBN: 978-3-8476-2863-7 
(auch als E-Book)

Ulrich Karger »Verquer« – Roman-
Collage, Edition Gegenwind, ISBN: 
978-3-8476-2601-5 (auch als E-Book)

Gunnar Kunz »Lagunenrauner« 
Fantasyroman ab 12 Jahre, Thiene­
mann Verlag, ISBN 978-3-522-20171-1

Gunnar Kunz »Krimi aus der Wei­
marer Republik« Sutton Verlag 
2013, ISBN 978-3-95400-166-8

Lothar Petzold »Diese treffliche 
Einsamkeit macht mich glücklich« 
Wieden Verlag Crivitz/Schwerin, 
ISBN 978-3-942946-06-3

Slov ant Gali »«Gemeinschaft der 
Glückssüchtigen – Wie wir die Welt 
wünschen« Verlag Wiljo Heinen. 
Berlin und Böklund, ISBN 978-3-
955140-09-0
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Pünktlich zu Ferienbeginn fanden 
viele der freiberuflichen Musikleh-

rerinnen und Musiklehrer, die die 
neuen Honorarverträge des Senates 
nicht unterzeichnet hatten, ihre Kün-
digungen in der Post (siehe auch 
Kommentar S. 2). Widerstandslos al-
lerdings ließen sie sich nicht in den 
Sommerurlaub abschieben. Die Mu-
sikschuldemo auf dem Berliner Gen-
darmenmarkt gegen die Verschlech-
terung ihrer Arbeitsbedingungen 
und für mehr Wertschätzung am 14. 
Juni setzte einen vorläufigen Höhe-
punkt unter eine ganze Kette von 
Protesten in den zurückliegenden 
Monaten.

Es begann mit einem Summen, 
steigerte sich über »Protestnoten« 
– »gebt mir ein (n)ee« – zu »kulti-
viertem musikalischem Krawall«. 
Wieder war die Demo der Musik-
schullehrkräfte auf dem laut Reise-
führer »schönsten Platz der Haupt-
stadt« eine musikschul-typische. Ei-
nige hundert Lehrerinnen und Lehrer 
aus den Berliner Musikschulen waren 
dem erneuten Aufruf von ver.di zum 
unüberhörbaren Protest gefolgt. Sie 
fordern feste Stellen und einen Ta-
rifvertrag – immer wieder. Und sie 
warten auf konstruktive Antworten. 

»Der Senat mauert«, sagte Moni-
ka Stocksmeier von der Berliner Leh-
rervertretung. Die an der Musikschu-
le Leo Kestenberg beschäftigte Mu-
sikpädagogin war angesichts ihres 
Kündigungsschreibens erschüttert, 
»wie lapidar« ihre mehr als zwei 
Jahrzehnte währende Tätigkeit be-
endet wurde. Der Behauptung, dass 
Senat und Bezirk gleichermaßen in-
teressiert seien, »die Dienstverhält-
nisse mit allen freiberuflichen Lehr-
kräften fortzusetzen« können sie 
und alle anderen unter den derzei-

tigen Konditionen nur schwer Glau-
ben schenken. Stattdessen bestehe 
»die Gefahr der Zerschlagung der 
öffentlichen Bildungseinrichtung 
Musikschule«. 

 »Kein Tarifvertrag, keine Arbeits-
losenversicherung, kein Weihnachts-
geld, eine Rentenerwartung unter-
halb der Grundsicherung« – eine an-
dere, 58 Jahre alte Musikschullehre-
rin brachte ihr »bedrückendes Ge-
fühl« auf den Punkt. Inzwischen sei 
auch sie entlassen, weil sie sich ge-
weigert habe, den neuen Vertrag zu 
unterschreiben.

ver.di konstatiert in einem Positi-
onspapier, das sich mit den Argu-
menten des Senats auseinandersetzt, 
Berlin sei das einzige Bundesland mit 
einer derartigen Personalpolitik. 
Auch der O-Ton Senat, dass Musik-
schullehrkräfte »gegenüber anderen 
Gruppen von Honorarkräften deut-
lich besser gestellt sind« sei »willkür-
lich und zynisch«, weil hier mit sol-
chen Honorarkräften verglichen wer-
de, »die das Land noch schlechter 
stellt«. Musikschullehrkräfte haben 

einen Hochschulabschluss und auf 
Jahre angelegte individuelle Unter-
richtsverhältnisse. Darin unterschei-
den sie sich wesentlich von in der 
»Bandbreitenregelung beschriebe-
nen Tätigkeiten der anderen Grup-
pen von Honorarkräften«, widerlegt 
ver.di. Zu vergleichen seien sie mit 
ihren angestellten Kolleginnen und 
Kollegen an Musikschulen und all-
gemeinbildenden Schulen. Deshalb 
gebühre ihnen gleicher Lohn für glei-
che Arbeit.

Die von der SPD geführte Berliner 
Landesregierung brauche »etwas 
Nachhilfeunterricht«, schlug Heiko 
Glawe vom DGB vor. Es sei eine Fra-
ge der »Prioritätenbildung«, ob es 
gute musikalische Bildung gebe oder 
nicht. Wenn alle freien Lehrkräfte 
diese neuen Verträge unterschrie-
ben, wäre die Leistungsfähigkeit der 
Musikschule nicht mehr gegeben, 
befürchtet Thomas Bürk von den 
Grünen. »Es geht darum, eine Pers-
pektive zu erarbeiten. Stattdessen 

Gebt mir ein »nee«!
Musikschuldemos in Berlin – Killer-Award für den Senat

Nicht mit uns! Protestnoten der Berliner Musikschulen auf dem Gendarmenmarkt.� Fotos: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

sitzt der Senat es aus.« Rasch müsse 
nach seiner Auffassung über die 
Rückkehr zu Pauschalvergütungen 
für den Unterricht verhandelt wer-
den. »Eine klare Perspektive aller-
dings sind mehr Festanstellungen.« 

Prof. Dr. Sebastian Nordmann, In-
tendant des Konzerthauses Berlin, 
forderte in einem Grußwort an die 
Demonstranten vor seiner Haustür, 
dass der Senat für ein »funktionie-
rendes Musikschulsystem« sorgen 
möge. Solcherart »Nachhaltigkeit« 
sei auch für sein Konzerthaus und 
den Nachwuchs nötig.

Für die laut Stefan Gretsch, ver.di-
Bundesvorstand der Fachgruppe Mu-
sik, »in der Geschichte der Musik-
schulen ungeheuerlichen Massen-
kündigungen«, bekam der Senat die 
rote Karte gezeigt. Und als politisch 
Verantwortlichem wurde dem Regie-
renden Bürgermeister – in Abwesen-

heit, aber durch ein Masken-Double 
klar definiert – der Musikschul-Killer-
Award 2013 verliehen. »Den Preis 
nehmen wir gern zurück, wenn der 
Senat ein Konzept vorlegt, das Ber-
liner Musikschulen auf bundesdeut-
schen Standard hebt.« Falls der Se-
nat über die Ferien keine »Hausauf-
gaben« mache, kündigten die Pro-
testierenden weitere Aktionen auf 
dem Gendarmenmarkt an. Wieder 
lautstark. Wieder originell.

B. Erdmann 

Fachgruppe

M u s i k

Der Senat mauert!

Ein heisser Preis  

mit Hausaufgaben

Arme Hunde? Nein dazu vorm Hotel Estrel zum SPD-Landesparteitag am 25.Mai
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Kosten von 3,2 Milliarden Euro. Je 
schneller der Aufholprozess bei den 
Löhnen vorankommt, umso niedri-
ger werden diese Kosten sein. Be-
sonders im Osten könnten Beschäf-
tigte vom Mindestlohn profitieren – 
nach einer Studie der Prognos AG 
im Auftrag der Böckler-Stiftung ver-
dienen hier 32 Prozent der Beschäf-
tigten weniger als 8,50 Euro die 
Stunde, im Westen 17 Prozent. Schon 
ein Mindestlohn von 8,50 Euro wür-
de auch das Rentenniveau Ost über-
durchschnittlich ansteigen lassen.

Es gibt unterschiedliche Ansich-
ten zur »Hochwertung«. Was ist 
darunter zu verstehen?

Kerschbaumer: Das Rentenrecht 
sieht jährlich die Ermittlung von Ent-
geltpunkten vor. Im Osten liegen sie 
entsprechend der niedrigen Durch-
schnittsverdienste weit unter denen 
im Westen. Sie werden deshalb mit 
einem Umrechnungswert multipliziert, 
der sogenannten Hochwertung. Der 
ver.di-Vorschlag will die Beibehal-
tung, bis sich die Einkommensver-
hältnisse angeglichen haben. Viele 
Tarifverträge sehen bundeseinheitli-
che Werte vor; daher schwindet die 
Akzeptanz der Hochwertung.

Für Rentnerinnen und Rentner ist 
das komplizierte Rentenrecht kaum 
durchschaubar. Um das Vertrauen zu 
erhalten, muss es transparent gestal-
tet sein. Seine komplexen Sachverhal
te benötigen differenzierte, austarier
te Lösungen, wie sie ver.di vertritt. 

In der Bundestagssitzung vor der 
Sommerpause sollte über sechs 
Anträge der Oppositionsparteien 
zur Rentenangleichung verhan-
delt werden. Gab es ein »Horn-
bacher Schießen«?

Ja. Die Anträge wurden abgelehnt.
Interview: A. Görne

Legislaturperiode ein einheitliches 
Rentensystem in Ost und West ein.« 
Das geschah nicht. Das aktuelle 
CDU-Wahlprogramm enthält dazu 
keine Aussage mehr. Die SPD will 
stufenweise eine vollständige Anglei-
chung bis 2020 erreichen und bis 
dahin die Hochwertung beibehalten. 
Für Sonderfälle soll ein Härtefallfonds 
eintreten. Offene Probleme sollen in 
einem Rentenüberleitungsabschluß-
gesetz geklärt werden. Bündnis 90/
Die Grünen wollen schnell ein ein-
heitliches Rentenrecht nach dem 
Modell des Sachverständigenrates, 
das keine finanzielle Angleichung vor
sieht. Die Linke fordert, den Renten
wert Ost bis 2017 zügig dem West-
niveau anzugleichen. Heutige Rent-
ner sollen nicht benachteiligt wer-
den, die Hochwertung soll daher er-
halten bleiben. Die FDP stellt in ihrem 
Wahlprogramm fest, dass die Ver-
einheitlichung des Rentenrechts »ein 
Gebot der Fairness ist«. Mehr nicht. 

 Als Hauptstreitthema gelten die 
Kosten. Wie sind sie nach dem 
ver.di-Modell aufzubringen?

Kerschbaumer: Die Kosten sind 
das größte Problem, aber machbar. 
Bekanntlich besteht ein Zusammen-
hang von Löhnen und Renten. Ord-
nung auf dem Arbeitsmarkt, stärke-
re Tarifbindung und ein flächende-
ckender bundeseinheitlicher gesetz-
licher Mindestlohn würden spürbar 
helfen. Eine Modellrechnung benennt 

le pauschal bewerteten Zeiten die 
höheren Entgeltpunkte West einzu-
setzen. Die Zeit ist vorangeschritten 
und auch unsere Überlegungen. 
Man könnte die 10-Stufen-Lösung 
auf sechs verkürzen und die West-
Ost-Differenz bis 2019 abbauen. 

Beim Gipfel waren SPD, Bündnis 
90/Die Grünen und Linkspartei 
anwesend. Die abwesenden Re-
gierungsparteien haben vermut-
lich auch eine Haltung zum Pro-
blem. Wie kann man die fünf Pro-
gramme kurz skizzieren?

Kerschbaumer: Nach der bekann-
ten uneingelösten Zusage von Kanz-
lerin Merkel beim Seniorentag 2009 
heißt es im Koalitionsvertrag von 
Schwarz/Gelb: »Wir führen in dieser 

ver.di und GEW waren 2006 die 
Gründerinnen, nunmehr gehören 
acht Gewerkschaften und Sozial-
verbände zum Bündnis für einen 
10-Jahre-Stufenplan zur Anglei-
chung der Ost- an die Westren-
ten. Wie ist das Verhältnis nach 
der Rentenerhöhung vom 1.Juli?

Dr. Judith Kerschbaumer: Der 
Osten hat aufgeholt. Seit dem 1.Ju-
li beträgt der aktuelle Rentenwert 
(Ost) 91,5 Prozent des Westwertes 
gegenüber vorher 88,8 Prozent. Eine 
Anpassung im Sinne einer politischen 
Angleichung ist es aber nicht. Wir 
haben 2006 mit dem ver.di-Modell 
einen sozial gerechten und abgewo-
genen Vorschlag zur stufenweisen 
Angleichung eingebracht. Er stieß 
bei den Betroffenen und den poli-
tisch Verantwortlichen auf Zustim-
mung. Aber trotz zahlreicher Ver-
sprechen der Politik ist mehr als zwei 
Jahrzehnte nach der Wiedervereini-
gung das Rentenproblem ungelöst. 
Es hängt noch heute vom Wohnort 
ab, wie viel beispielsweise Kinderer-
ziehung wert ist: Ein Kind, das vor 
1992 geboren ist, bringt nach jetzi-
gen Werten im Westen 28,14 Euro, 
im Osten 25,74 Euro für die Monats-
rente. Ein erster Schritt wäre, für al-

Ostrenten – was bieten die Parteien?
Fragen an die Bereichsleiterin für Sozialpolitik beim ver.di-Bundesvorstand

über alles Wichtige aus der Lausitz. 
Regelmäßige Fernsehsendungen sind 
z.B. »Łužyca« (Lausitz) und »Theo-
dor«. Auch in »Brandenburg aktuell« 
sind Beiträge der Cottbuser zu se-
hen. Es gibt sogar ein Hörspielstudio.

Stolz kann Doris Jakubowski dar-
auf verweisen, dass Antenne Bran-
denburg erneut auf Platz eins in der 
Media Analyse steht. Nicht einmal 
der Brand am 26. April 2011 im Sen-
deturm Calau habe der Beliebtheit 

Die musikalisch untermalten Wör-
ter »Bramborske serbske radijo« 

erklingen elf Mal pro Woche aus 
dem Studio Cottbus des rbb zum 
Auftakt der Rundfunksendungen in 
niedersorbisch/wendischer Sprache. 
Sprachrohr berichtete in Nr. 1/13 
über den 60 Jahre bestehenden sor-
bischen Rundfunk. Dem Studio 
könnten wir doch einen Besuch ab-
statten, kam der Vorschlag auf der 
Mitgliederversammlung der ver.di-
Senioren. Am 12. Juni standen wir 
14 Uhr im Foyer, Studioleiterin Doris 
Jakubowski stellte uns das Profil des 
Studios vor. Die Cottbuser Rundfunk- 
und Fernsehjournalisten berichten 

geschadet. Techniker und Reporter 
sendeten während der Ausfallzeit 
mit dem Ü-Wagen aus einigen Städ-

ten. Das haben die Hörer honoriert.
Bereitwillig beantwortete Frau Ja-

kubowski Fragen und zeigte uns die 

Judith Kerschbaumer� Foto: ver.di
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modernen Produktionsräume. Wir 
durften in dem Raum verweilen, aus 
dem Christian Matthée live das Re-
gionaljournal aus Cottbus moderier-
te. Je ein weiteres kommt von Mon-
tag bis Freitag aus den Studios Frank-
furt/Oder und Potsdam.

In welcher Sprache erfolgt die Kom
munikation? Untereinander selbst
verständlich wendisch/sorbisch, ant-
worten Redaktionsassistentin Silwija 
Granzowojc und Redakteurin Mar-
tina Golašojc, am Telefon ist das 
nicht ausnahmslos möglich. 

Wie bestellt, erfolgte prompt ein 
Anruf, der das Gesagte belegte.

Angelika Kurowski

Anfang Mai hatte ver.di zu einem »Ostrentengipfel« eingeladen, der Andrang auf Zuhörerseite war 
groß. Bei den geladenen Parteien fiel er geringer aus – CDU und FDP stellten sich nicht dem Plenum. 
Um ein Fazit baten wir Dr. Judith Kerschbaumer, Organisatorin dieser nunmehr 6. Veranstaltung des 
»Bündnisses für die Rentenangleichung Ost«.

Bramborske serbske radijo
Erkundungen im rbb-Studio Cottbus

Nicht stumm trotz 

Senderausfall
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tion der Arbeiter. Die Buchdrucker-
gesangvereine lagen ihm am Herzen. 
Bereits in Weimar sang er im Buch-
druckerchor und wurde nach seinem 
Berliner Umzug Mitglied der Ge-
sangsvereinigung Typographia. 

Mit seinem Engagement für die 
kulturelle gewerkschaftliche Betäti-
gung überzeugte Karl Helmholz den 
Verband, sich im Sommer 1914 an 
der Leipziger »Bugra«, der Interna-
tionalen Ausstellung für Buchgewer-
be und Graphik zu beteiligen. Bei 
der Präsentation der besonderen Be-
deutung des Druckgewerbes für die 
Geschichte der menschlichen Zivili-
sation wurde zum bleibenden Wahr-
zeichen des Verbandes die fünf Me-
ter hohe Skulptur eines die Erdkugel 
tragenden Atlas mit der Aufschrift 
»Fest wie ein Fels im wilden Meer 
steht der Arbeit gewaltiges Heer«. 

Der Absturz in den 1. Weltkrieg 
war jäh und tief. Auch der »Korres-
pondent« unterstützte anfänglich 

die gewerkschaftliche Burgfriedens-
politik. Karl Helmholz, in Leipzig sta-
tioniert, gestand am Ende, vieles 
falsch gesehen zu haben. 1926 zog 
der »Korrespondent« so wie alle an-
deren Einrichtungen des Buchdru-

ckerverbandes in das von Max Taut 
gebaute neue Haus in der Berliner 
Dreibundstraße. Wie es typisch für 
Kreuzberg war, wohnten und arbei-
teten jetzt unter einem Dach: der an-
gestellte Vorstand, die Redaktion, die 
Buchdruckwerkstätten, der Bildungs-
verband, die Büchergilde. Die Zeit, 
die ihnen blieb, von dort gewerk-
schaftlich auszustrahlen, war kurz.

Nach dem Überfall auf die Ge-
werkschaftshäuser am 2. Mai 1933 
wurde Helmholz verhaftet, mit seiner 

Am 7. Juni verlegte der Künstler 
Gunter Demnig vor dem Ver-

bandshaus der Deutschen Buchdru-
cker in der Dudenstraße einen Stol-
perstein für den Schriftsetzer und 
gewerkschaftlichen Redakteur Karl 
Helmholz. »Wir wissen, dass der 30. 
Januar 1933 einen zweiten 9. No-
vember in sich birgt (9. November 
1923 – Hitlers erster Putschversuch 
in München – Anm. d. Red.). Wir 
wollen für die Zukunft daraus lernen, 
immer eingedenk der Worte: Wer die 
Macht hat, hat auch das Recht! Und 
unser Streben muss der Erringung 

der Macht gelten.« Dieser Artikel von 
Gustav Zelle aus Schleswig im zen
tralen Organ des Buchdruckerver-
bandes vom 1. März 1933 zog sofort 
ein 14-tägiges Verbot des »Korres-
pondent für Deutschlands Buchdru-
cker und Schriftgießer« nach sich. 

Karl Helmholz, seit 1910 neben Wil-
li Krahl und Karl Schaeffer einer von 
drei gewählten Redakteuren des »Kor
respondent«, schrieb als bekennender 
Gegner der Nazis selber gegen den 
aufkommenden Faschismus an und 
platzierte Artikel und Berichte in den 
Correspondenzen, den Verbands-
nachrichten aus anderen Orten. 

Helmholz wurde im Harz geboren, 
hatte Schriftsetzer gelernt und war 
in Weimar bereits in jungen Jahren 
ein geschätzter und in gewerkschaft-
liche Ämter gewählter Kollege. Außer
dem warb er für eigene Kulturorga-
nisationen als Mittel zur Emanzipa-

Familie aus der Wohnung vertrieben, 
und er verlor seine berufliche Existenz. 

Da er sich auch weiterhin öffent-
lich gegen die Nazis aussprach, wur-
de er von der Gestapo immer wieder 
verhört und mehrfach inhaftiert. 
Schwer krank kam er am 16. Januar 
1944 ins Steglitzer Krankenhaus. Die 
Ärzte dort wiesen ihn ohne Wissen 
der Angehörigen in die Heil- und 
Pflegeanstalt Wuhlgarten ein, »wo 
er nach fünf Tagen, wahrscheinlich 
durch eine Injektion, ins Jenseits be-
fördert worden ist. Auch darüber be-
kamen wir keinen Bescheid.« (Be-
richt seiner Tochter 1946).

Constanze Lindemann

Der Karl-Richter-Verein hat mit Rüdiger Zim
mermann eine Broschüre zu den Bewoh-
nern des Buchdruckerhauses vor dem 2. Mai 
1933 herausgegeben. »Karl Helmholz und 
seine Freunde« kann für 5 Euro zzgl. 1,50 
Euro Versandkostenpauschale, Fax: 0 32 
12/2 78 74 48, über den Karl-Richter Verein 
(karl-richter-verein@email.de) bezogen 
werden.

Im kollektiven gewerkschaftlichen Gedächtnis 
Ein Stolperstein für Karl Helmholz, (1873 – 1944), Schriftsetzer und Gewerkschaftsredakteur 

Demnigs neuer Stolperstein in der Dudenstraße� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Karl Helmholz

Nur kurze Zeit um 

auszustrahlen
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Zum Johannisfest im 150. Jahr lud der Fachbereich 
Medien, Kunst und Industrie am 22. Juni in den Hof 
des traditionsreichen Hauses der Buchdrucker in der 
Berliner Dudenstraße ein. Das von der MedienGalerie 
und dem Karl-Richter-Verein e.V. mitgestaltete Sommer­
fest bot ein buntes Programm u.a. mit Clown Kalli 
(Foto). Für die Gäste war Gelegenheit, die Ausstellung 
in der MedienGalerie zur Gleichschaltung der Gewerk­
schaftspresse zu besuchen. Die historisch Interessierten 
ließen sich unter Führung von Karl Michael Scheriau die 
Bibliothek des Karl-Richter-Vereins zeigen.

Johannisfest 1863-2013

Die Stolpersteine
Der Kölner Künstler Gunter Demnig 
verlegt seit 2000 in Deutschland und 
anderen europäischen Ländern vor 
den letzten selbst gewählten Woh­
nungen von deportierten Naziopfern 
Stolpersteine. Auf denen stehen der 
Name, das Geburtsjahr, das Jahr der 
Deportation und das Todesdatum. 
Der ver.di-Fachbereich 8 hat bisher 
in Berlin Stolpersteine für die beiden 
Buchbinder Wilhelm Selke, Ritterstr. 
109, und Rudolf Peter, Gielowerstr. 
32c, sowie den Buchdrucker Rein­
hold Herrmann, Weserstr. 54, verle­
gen lassen. � C.L.
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Die Sache mit den Bienen kann 
einen schon beschäftigen. Bei 

Wolfgang Baum waren es zunächst 
die Neugier und das Handwerklich-
Fachliche, die ihn für die nützlichen 
Insekten einnahmen. Auch die Tat-
sache, dass der Umgang 
mit seinen 
Völkern ihm 
Freiheit bot 
und den Kopf 
aufräumte für 
anderes. Dass 
die Imkerei 
auch eine ge-
sellschaftliche 
Seite hat und 
momentan gar 
eine hochpoliti-
sche, ist ihm 
schrittweise klar geworden. »Bienen 
sind Anzeiger für den Zustand un-
serer Welt«, sagt er jetzt.

»Lasst es blühen!« steht einfach 
auf den Postkarten mit Sonnenblu-
me und Borretschblüte, die der Frei-
zeit-Imker selbst gestaltet hat. Es ist 
wie mit allem, was Baum anfasst: Er 
kniet sich rein. Als Tischler beim Büh-
nenservice der Opernstiftung, als en-
gagiertes ver.di-Mitglied. Jetzt also 
auch als Interessenvertreter von Bie-
nen, Hummeln & Co., also der wehr-
haften, staatenbildenden Hautflüg-
ler, die millionenfach für die Bestäu-
bung von Nutzpflanzen und für Ho-
nig sorgen. Baums Karten dienen als 
Denkanstoß und wurden zuerst auf 
der Verbraucherschutz–Demo zur 
Grünen Woche im Januar verteilt. 
»Blühflächen sind wertvoller als 
Grünflächen. Bitte lasst Trachtpflan-
zen auf euren Balkons, in euren Gär-
ten und auf Höfen & Plätzen blü-
hen!« heißt die Botschaft. Sehr po-
litisch klingt das nicht. Ist es aber. 

Die moderne Landwirtschaft mit 
ihren großflächigen Monokulturen 

erschwert längst die Nahrungssuche 
von Bienen, kurzgehaltene Rasenflä-
chen in Parks und auf Grünanlagen 
lassen Gräser, Klee oder Löwenzahn 
vor dem nächsten Schnitt gar nicht 
zum Blühen kommen. Schwierige 
Zeiten für die Bestäuber. Da ist der 
stehengelassene Blühstreifen zwi-

schen zwei Feldern oder die wild-
wüchsige Wiese im Stadtgebiet 
schon ein Plus. Hinzu kommt: Groß-
flächig versprühte Pestizide gegen 
Schädlinge wie den Eichenprozessi-
onsspinner, aber auch gebeiztes 
Saatgut sorgen – sozusagen als Kol-
lateralschaden – dafür, dass Bienen 
ihre Orientierung verlieren, nicht in 
den Stock zurückfinden und mas-
senweise sterben. Die Frage, ob Sub-
stanzen, die den Nektarsammlerin-
nen schaden, nicht auch für Men-
schen schädlich sind, stellt sich 
zwangsläufig. Lobbyarbeit für Bie-
nen wird so ganz schnell zu einer 
generellen Überlebensfrage und zur 
Konfrontation mit der Chemie-Bran-
che. Die Bayer AG etwa ist einer der 
Hauptproduzenten der als Nerven-
gift wirkenden Neonicotinoide.

Doch zurück auf Anfang: Wolf-
gang Baums Pankower Gartennach-
bar, ein ehemaliger Bergmann aus 
der Ukraine, imkerte seit jeher in der 

Freizeit und nun auch als Rentner. 
Neugierige Nachfragen beantworte-
te er gern, zeigte den Kindern seine 
Völker. »Ich bringe Ihnen das alles 
bei!«, bot er Baum an. Später be-

suchte der Neuling dann noch Kurse 
an der Freien Universität und mach-
te eine Art Praktikum, bevor er selbst 
2011 mit drei Völkern startete. Seit-
her ist er einer von über 740 Imke-
rinnen und Imkern im Berliner Lan-
desverband des Deutschen Imker-
bundes. Keine Handvoll davon be-
treibt die Imkerei als Hauptberuf, die 
Mehrheit in der Freizeit. Doch »Hob-
byimker« seien er und die meisten 
seiner Kollegen nicht, sie arbeiten 
professionell und mit viel Verantwor-
tung. »Nebenbei« sei die Sache auch 

Fluglochbeobachtung 

und globale Strategie

Nicht von diesem Schwarm, doch von elf Völkern erntet Wolfgang Baum Honig 
der Marke »MayBaumsGrüneOase«� Fotos: Baum

Lobbyist für Bienen, Hummeln & Co.
Warum Freizeit-Imkerei eine politische Seite hat

nicht zu machen, versichert Baum, 
der das neue Handwerk inzwischen 
beherrscht und Erfahrungen weiter-
gibt. »Fluglochbeobachtung ist das 
Wichtigste«, hat er gelernt, und dass 
Bienen zur Nahrungssuche durch-
schnittlich drei Kilometer weit aus-
fliegen. Er weiß, wann sich ein Volk 
eine neue Königin heranzüchtet und 
wie man einen Schwarm einfängt. 
Er hat schon erlebt, dass Bienen 
Durchfall bekommen oder von Pa-
rasiten befallen werden können, und 
erklärt, was man dagegen tut. Er ver-
reist von Anfang Mai bis Anfang Au-
gust nicht, um sich um seine mitt-
lerweile elf Völker zu kümmern und 
Honig zu ernten, eines der »saubers-
ten Lebensmittel«. Werkzeug und 
vollständige Schutzbekleidung hat 
Baum mittlerweile auch, und er fer-
tigt seine Beuten, wie die Behausun-
gen der Bienen fachmännisch hei-
ßen, selbst. Sogar einen verglasten 
Schaukasten hat sich der Tischler ge-
baut. Trotz des wiederkehrenden Zy-

klus im Bienen-All-
tag ist immer 
Abwechslung 
angesagt. 
Kein Jahr ist 
wie das ande-
re. 2013 zum 
Beispiel fehlt 
wegen des lan-
gen Winters so-
zusagen eine 
ganze Bienenge-
neration. 

Dass Wolfgang 
Baum nicht nur an die eigenen Völ-
ker, sondern generell denkt, hat sich 
schnell ergeben. Er sieht es zwar als 
Erfolg einer globaleren Bienenge-
sundheitsstrategie, dass die EU in 
diesem Frühjahr ein zweijähriges Ver-
bot für den Einsatz dreier Pestizide 
für den Anbau von Mais, Sonnen-
blumen, Raps und Baumwolle ver-
fügt hat – befristet und als Versuch. 
Zunächst gab es nicht einmal eine 
Mehrheit für den Test, doch Ende 
April stimmte endlich auch die Bun-
desrepublik dem ab Dezember 2013 
einsetzenden »Teilverbot« zu. »Das 
Umdenken muss weitergehen«, sagt 
Baum jedoch und nutzt jede Gele-
genheit, mit Kollegen in Berlin und 
Brandenburg, aber auch mit Um-
weltschützern und Landwirten sowie 
ganz normalen Honigliebhabern 
über den Zustand der (Bienen)Welt 
zu debattieren. Eine Blühwiese im 
Innenhof des Bühnenwerkstatt-
Komplexes hat er längst angeregt. 
Auch bei unserem Gespräch hinter-
lässt er »Lasst-es-blühen«-Karten zur 
besseren Erinnerung. � neh 

Landesverband 

B e r l i n - 
B r a n d e n b u r g
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•	 Selbstvermarktung freier journa-
listischer Arbeit, 10. September: Für 
Journalisten, die in den Markt als Freie 
eintreten. Kontaktaufbau, Marktbe-
obachtung, Honorare, Informations-
beschaffung, Mehrfachverwertung. 
Referenten: Andreas Ulrich, Journalist, 
Bernd Hubatschek, MKK Consult.
•	 Existenzgründung für Journalisten, 
Medienberufler und Künstler, 29. 
Oktober: Freiberufliche Existenz, Chan
cen und Risiken der Selbständigkeit. 
Für bereits erfolgte Gründungen kann 
das Seminar zur Überprüfung der 
Entscheidungen dienen. Schwerpunk
te: Existenzgründung aus Arbeitslo-
sigkeit, Förderungsmöglichkeiten, An
meldeformalia, soziale Absicherung 
(KSK), betriebswirtschaftliche Aspekte. 
Referent: B. Hubatschek, MKK Consult. 
Zeit und Ort: jeweils 9.30 bis 16.30 
Uhr, 10.9. im Raum Z.12, 29.10. im 
Raum 2.12, Köpenicker Str. 30, 10179 
Berlin. Anmeldung: andreas.koehn@
verdi.de, Gebühren: ver.di-Mitglieder 
13 Euro, Nichtmitglieder 60 Euro.

	 A kt i ve  E r w e r b s lo s e

Die Erwerbslosen von ver.di Berlin 
treffen sich jeden 2. und 4. Don
nerstag, 17.30 Uhr, Köpenicker Str. 
30. Kontakt: Claudia Spreen, Tel.: 030 
/ 626 62 45, claudia.spreen@verdi-
berlin.de und Martin Flamm, martin.
flamm@verdi-berlin.de

	 Th e at e r  &  B ü h n e n

Sitzungen des Geschäftsführenden 
Vorstands der FG 10 am 2. Montag des 
Monats. Infos: Tel. 030 / 88 66-54 12

	 L i t e r atu r

ver.di-Literaturpreis 2013: Der zehn-
te Literaturpreis ist für Belletristik 
ausgeschrieben. Eingereicht werden 
können Werke zeitgenössischer 
deutschsprachiger Literatur in Buch-
form, die innerhalb der letzten drei 
Jahre erschienen sind (Erstauflage) 
und nicht durch die Autoren (mit)fi-
nanziert wurden. Drei einzusenden-
de Exemplare werden nicht zurück-
geschickt. Autoren müssen ihren 
Hauptwohnsitz in Berlin oder Bran-
denburg haben. Einsendeschluss ist 
der 31. August 2013. Über die Ver-
gabe des mit 5.000 Euro dotierten 

kunden GmbH und Co KG. Infos zum 
unkomplizierten Wechsel: www.ver-
di-mitgliederservice.de/entega

	 S e n i o r e n

ADN-Senioren: Am letzten Montag 
jedes Monats (außer Dezember) um 
14 Uhr in der Begegnungsstätte der 
Volkssolidarität, Torstr. 203-206, 
10115 Berlin. 

»Alte-Barden-Runde«: Jeden zwei
ten und vierten Mittwoch im Monat 
um 15 Uhr im Restaurant »Alter 
Krug«. Dahlem, Königin-Luise-Str. 
52, 14195 Berlin.

Mitgliederversammlung 26. Au-
gust. Neu: Raum 2.12., ver.di-Ge-
bäude, Köpenicker Str. 30, 10179 
Berlin

Querköppe: Online-Zeitung der ver.
di-Senioren unter http://medien-
kunst-industrie.bb.verdi.de/seniorin-
nen, seit 10. August ist die neue Aus-
gabe im Netz zu finden.

Preises entscheidet eine Jury. Der 
Rechtsweg ist ausgeschlossen. Form-
lose Bewerbungen von Autorinnen/
Autoren, Verlagen, literarischen Ver-
einen etc. an: ver.di, FB 8 Köpenicker 
Str. 30, 10179 Berlin. Infos: Anke Jo-
nas, Tel. 030/88 66 54 02

Anthologie »Kindheit«: Der VS-
Landesverband Brandenburg plant 
für 2014 eine neue, dritte Anthologie 
– diesmal zum Generalthema »Kind-
heit«. Gemeint ist erlebte, beobach-
tete oder fiktive Kindheit. Die ge-
dachten Adressaten sind Erwachsene. 
Literarische Formen: Kurzprosa, Lyrik 
und, falls in der Kürze möglich, Dra-
matik. Die Länge sollte sieben Norm-
seiten nicht überschreiten. Für die 
Anthologie wird ein einfaches Nut-
zungsrecht übertragen. Alle anderen 
Rechte bleiben bei den Urhebern. 
Vielfalt der Handschriften, Zeitebe-
nen und Betrachtungsweisen ist ge-
wünscht. Autoren aus Brandenburg 
können ihre Beiträge bis zum 15.12.
per E-Mail einsenden mit dem Betreff 
»Kindheit« an till.sailer@t-online.de. 

VS-Stammtisch: Jeden ersten Don-
nerstag im Monat im »Terzo Mondo«, 
ab 19 Uhr, Grolmannstr. 28, zwei Mi-
nuten vom U-Bhf. Uhlandstraße (U 15) 
und vom S-Bhf. Savignyplatz entfernt. 

Mitgliederversammlung VS Bran-
denburg: 25. September, 14 Uhr, in 
der Fouque-Bibliothek, Altstädtischer 
Markt 8, 14770 Brandenburg an der 
Havel. Ab 16.00 Uhr öffentliche Le-
sung zum 100. Geburtstag von Ste-
fan Heym. 

Mitgliederversammlung VS Berlin: 
7. November, 17 Uhr, ver.di-Gebäu-
de, Köpenicker Str. 30, 10179 Berlin, 
Raum 6.06

	 Verlage, Druck & Papier

Mitgliederoffene Vorstandsitzun-
gen an jedem zweiten Mittwoch im 
Monat, die nächste am 11. Septem-
ber um 17 Uhr, MedienGalerie, Haus 
der Buchdrucker, Dudenstr. 10, 
10965 Berlin.

	 Ve r s c h i e d e n e s

Ökostrom: Ab sofort können ver.di 
Mitglieder und ihre Angehörigen 
atomstromfrei und CO2-frei erzeug-
ten Ökostrom zu deutlichen Preis-
vorteilen beziehen: ein Jahr lang 
zehn Prozent auf den Grund- und 
Arbeitspreis für Neukunden und drei 
Prozent Rabatt im Folgejahr. Partner
unternehmen ist die Entega Privat-

»Zerstörte Vielfalt – Berlin 1933-
1938«, 150 Projekte bis 10. Novem­
ber; aus dem Programm: Der Reichs­
tagsbrand: Kooperation Theater an 
der Parkaue mit Beuth Hochschule 
für Technik Berlin, Premiere 15. Sep­
tember. Im Februar 1933 geht das 
Reichstagsgebäude in Flammen auf. 
Festgenommen und hingerichtet wird 
der Holländer Marius van der Lubbe, 
dessen Alleintäterschaft bis heute 
angezweifelt wird. Die Inszenierung 
hinterfragt den Umgang mit Medien 
und offiziellen »Wahrheiten«. 

Portalausstellung: Kostenfrei im 
Deutschen Historischen Museum. 40 
stadtweite Projekte von privaten Ver­
einen und Initiativen, Museen und 
Gedenkstätten. Jedes steht für einen 
Aspekt nationalsozialistischer Verfol­
gung und zeigt, wie gesellschaftliche 
Vielfalt nach 1933 zerstört wurde.

Orte jüdischen Lebens: Das Projekt 
der Beuth Hochschule informiert per 
Smartphone-App und Website über 
Plätze, Personen, Ereignisse und Ein­
richtungen, die bei der Verfolgung 
und Selbstbehauptung von Juden eine 
Rolle spielten. Infos: www.berlin/ 
2013.de 

	 M e d i e n G a l e r i e

•	 OCCUPY – what's next? Ausstel-
lung zum Internationalen Plakat-
wettbewerb 2012 zur Occupy-Bewe-
gung vom 8. August bis 13. Septem-
ber 2013. Veranstaltungen: 29. Au-
gust mit Berliner Occupy-Aktiven, die 
über die Bewegung berichten. 5. Sep
tember mit der Gruppe Plakat sozial 
zur Rolle des politischen Plakats.
•	 Krisen Zeiten Ausstellung der 
Fachgruppe Bildende Kunst vom 20. 
September bis 31. Oktober: Eröff-
nung 19. September, 18 Uhr. 
MedienGalerie, Haus der Buchdru
cker, Dudenstr. 10, 10965 Berlin
www.mediengalerie.org

	 J u g e n d

»Mission JAV«: Mitwirkung und Mit-
bestimmung der Jugend- und Aus-
zubildenden-Vertretung in Drucke-
reien, Verlagen und Papier und Pappe 
verarbeitenden Betriebe, Vorausset-
zungen, Beteiligungsrechte und Zu-
sammenwirken mit dem Betriebsrat. 
Achtung! Zu diesem Seminar sind 
auch diejenigen herzlich eingeladen, 
die eine JAV gründen wollen. Refe-

Zerstörte Vielfalt
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barten Tarifverträgen Zeitarbeit be-
zahlt werden und zusätzlich die 
Branchenzuschläge für die Druckin-
dustrie erhalten. Als erstes positives 
Ergebnis nach dem Sondierungsge-

spräch am 19. Juni kann die Bestä-
tigung durch den Arbeitgeber gel-
ten, dass zunächst für fünf bis sieben 
Beschäftigte der Tarifvertrag Zeitar-
beit mit Branchenzuschlägen ange-
wendet wird. »Wir wollen aber, dass 
sich die Arbeitsbedingungen für alle 
220 Beschäftigten verbessern«, er-
klärt Reichel. 

Am 31. Juli fand die erste Tarifver-
handlung mit der Stark Holding statt. 
ver.di forderte dort die Anerkennung 
der TV Zeitarbeit und Branchenzu-
schläge für die Druckindustrie. »Die 
Arbeitgeber unterbreiteten kein An-
gebot,« so Reichel, »ein ernsthafter 
Wille war nicht zu erkennen.« Für 
den 14. August wurde ein zweiter 
Termin vereinbart. »Wir erwarten 
vom Arbeitgeber ein konkretes An-
gebot und konstruktive Gespräche, 
sonst drohen Streiks«, kündigte Rei-
chel an. � B. Erdmann

Urteil: LAG Brandenburg 21 Sa 2286/12

A l l e s  w a s  R e c h t  i s t

anzeige

David Henson hat gewonnen. Das 
Landesarbeitsgericht Branden-

burg bestätigte dem Schichtleiter in 
der Axel Springer AG Druckerei Span
dau, dass er als Leiharbeiter und nicht 
mit Werkvertrag beschäftigt ist. Ge-
klagt hatte der seit fünf Jahren im 
Unternehmen Beschäftigte – »ausge
liehen« von der Leiharbeitsfirma Stark 
Holding GmbH aus Bremen – auf 
Gleichbehandlung, auf gleiche Be-
zahlung wie seine Springer Kollegen 
(Sprachrohr 5/2012). Da die Firma 
Stark in Berlin keinen Tarifvertrag für 
Leiharbeit anwendet – für andere Ar-
beitsorte wie Kiel gilt der durchaus, 
wie Betriebsratsmitglied Henson weiß 
–, muss jetzt nach Equal Pay der 
Druckertarif zugrunde gelegt werden. 
Henson empört, dass er als Schicht-
leiter bislang einen Stundenlohn von 
7,16 Euro erhält und mit 800 Euro 
im Monat nach Hause geht, sein 
Springerkollege dagegen mit 19,38 
Euro pro Stunde entlohnt wird. »Im 
Prinzip müssen die mir jetzt mindes-
tens 17,38 Euro zahlen, und das rück
wirkend«, freute sich Henson nach 
der Urteilsverkündung Anfang Mai. 
Pro Monat hätte er nach dem 
Druckertarif dann etwa 1500 Euro 
mehr auf dem Konto. Zwar ist das 
Urteil noch nicht rechtskräftig und 

die Begründung steht noch aus. 
Doch die Richterin im Landesarbeits-
gericht sprach Klartext, erinnert sich 
Henson: Die Arbeitsverträge für die 
Leihbeschäftigten bei Springer seien 
Scheinwerkverträge! 

Zu befürchten ist, dass die Stark 
Holding vor dem Bundesarbeitsge-
richt in Revision geht. Die Chancen 
für den Arbeitgeber, dort Recht zu be
kommen, sind nach Auffassung von 
ver.di allerdings gering. Henson ist, 
wenn nötig, gewillt, »das durchzu-
klagen, auch im Interesse meiner 
Kollegen. Ich möchte, dass die Un-
gleichbehandlung endlich vorbei ist.« 

Rund 220 Leiharbeitnehmerinnen 
und Leiharbeitnehmer in der Axel 
Springer Druckerei erhalten eine 
»Vergütung unterhalb des Armuts-
lohnes«, so ver.di. Sie arbeiten in der 
Weiterverarbeitung, legen Prospekt-
beilagen u.a. von Media Markt, Obi, 
Saturn, von »Bild«, »BZ«, » Morgen-

post« »Die Welt«, »Welt am Sonn-
tag«, »Bild am Sonntag”, »Berliner 
Morgenpost«, «Süddeutsche”, »Han
delsblatt«, »Tagesspiegel”, »Berliner 
Woche« und PNN bei, leisten schwe-
re körperliche Transportarbeit. Für 
die gleiche Tätigkeit wie die der 
Springer-Kollegen zahlt Stark ihnen 
einen Stundenlohn von 6,19 Euro. 

Der Medienkonzern und die Leih-
arbeitsfirma bestreiten, dass es sich 
um Arbeitnehmerüberlassung mit 
gesetzlichen Mindestlöhnen handelt, 
sondern behaupten, es sei Arbeit per 
Werkvertrag. Springer senke die Kos-
ten in der Weiterverarbeitung, erhö-
he die Rendite und fühle sich in kei-
nerlei Pflicht gegenüber den Leihar-
beitnehmern, konstatiert ver.di.

»Der Armutslohn in der Axel Sprin-
ger AG ist ein Skandal«, sagt der zu-
ständige Gewerkschaftssekretär Jörg 
Reichel. Mit dem Saturn-Prospekt in 
der Bildzeitung werde beispielsweise 
Gewinn gemacht. »Ein Drittel der Leih-
Beschäftigten jedoch muss nach der 
Arbeit zum Jobcenter, um aufzusto-
cken, weil es zum Leben nicht langt. 
Der Steuerzahler finanziert die Bild-
zeitung dadurch mit«. Reichel for-
dert: » Die Axel Springer AG muss die 
Verträge mit Drittfirmen so ausfinan-
zieren, dass diese die gesetzlichen 
Mindestlöhne an die Beschäftigten 
zahlen können und niemand zum 
Jobcenter muss, weil er Hunger hat.« 

Inzwischen ist einiges in Bewe-
gung gekommen. Die Belegschaft 
hat eine Tarifkommission gebildet – 
der auch Betriebsratsmitglied Hen-
son angehört – und die Stark Holding 
zu Tarifgesprächen aufgefordert. Die 
Leih-Beschäftigten sollen nach den 
zwischen DGB und BZA/iGZ verein-

Armutslöhne stehen vor Gericht
Landesarbeitsgericht Brandenburg: Scheinwerkverträge für Leiharbeit in der Springer-Druckerei

Druckerei-Leiharbeiter fordern Gleichbehandlung� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Durchklagen – auch im 

Interesse der Kollegen

Der aktuelle Presseausweis 2013 steckt in den Taschen zehntausender professio­
neller JournalistInnen. Immer griffbereit. Denn er legitimiert gegenüber Behörden, 
Veranstaltern und Polizisten. Bei Akkreditierungen, Recherchen vor Ort, bei politi­
schen und sportlichen Großereignissen, in Archiven und Unternehmen. Er weist 
die Inhaber als hauptberuflich tätige JournalistInnen aus. Er hilft ihnen weiter.

Presseausweise bei ver.di Berlin-Brandenburg, Köpenicker Str. 30, 10179 Berlin, 
Tel. 030 / 88 66-54 20, Mo./Di. 9 – 16.30, Mi. 9 – 14.30, Do. 9 – 17 Uhr; www.dju-berlinbb.de

Lassen Sie sich nichts vormachen. 
Profis recherchieren mit Presseausweis.
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Zeitungen ab 2014 nur noch virtuell.


